
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 
18. Wahlperiode 07.01.2014

Änderungsantrag 
 
der Fraktion der FDP 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes und des Haushalts-
gesetzes 
 

Drucksache 18/ 1124 

Der Landtag wolle beschließen: 

 
Der Gesetzentwurf erhält folgende Fassung: 

 

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes 

Das Schleswig-Holsteinische Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 
39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13. Dezember 
2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 494), wird wie folgt geändert: 

 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) § 28 erhält die Bezeichnung „Durchsetzung der Schulpflicht“; 

b) § 42 erhält die Bezeichnung „gestrichen“; 

c) In der Bezeichnung des § 140 werden die Worte „Prüfung von Nichtschülerinnen 
und Nichtschülern durch das Wort „Externenprüfung“ ersetzt; 

d) § 146 erhält die Bezeichnung „Fortgeltende Rechte und Bestimmungen“; 

e) § 147 erhält die Bezeichnung „Übergangsbestimmungen für im Schuljahr 2013/14 
bestehende Regionalschulen“; 

f) § 148 erhält die Bezeichnung „gestrichen“; 

g) § 149 erhält die Bezeichnung „gestrichen“. 
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2. In § 1 wird folgender Absatz 3 neu eingefügt: 

„(3) Schulen in freier Trägerschaft wirken neben und anstelle staatlicher Schulen bei 
der Erfüllung der allgemein öffentlichen Bildungsaufgaben eigenverantwortlich mit 
und haben nach Maßgabe des Art. 7 Abs. 4 und 5 des Grundgesetzes auch die Auf-
gabe, das Schulwesen durch besondere Formen und Inhalte des Unterrichts und der 
Erziehung zu bereichern.“ 

 

3. § 3 Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Schulen sollen sich gegenüber ihrem Umfeld öffnen und insbesondere mit den 
Trägern der Kindertageseinrichtungen und der Jugendhilfe, den Jugendverbänden, 
Sport- und Kulturvereinen sowie mit anderen Institutionen im sozialen Umfeld von 
Kindern und Jugendlichen kooperieren.“ 

 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Es ist die Aufgabe der Schule, die kognitiven, emotionalen, sozialen, kreativen 
und körperlichen Fähigkeiten des jungen Menschen unter Wahrung des Gleichbe-
rechtigungsgebots zu entwickeln. Der Bildungsauftrag der Schule basiert auf den im 
Grundgesetz verankerten Menschenrechten, den sie begründenden christlichen und 
humanistischen Wertvorstellungen und auf den Ideen der demokratischen, sozialen 
und liberalen Freiheitsbewegungen.“ 

b) In Absatz 3 Satz 5 werden nach dem Wort „Kenntnisse“ und vor dem Wort „wirt-
schaftlicher“ das Wort und das Komma „gesellschaftlicher,“ eingefügt. 

 

5. In § 6 Absatz 6 wird vor dem Wort „Erziehungsauftrages“ die Worte „Bil-
dungs- und„ ergänzt. 

 

6. § 9 wird wie folgt geändert 

a) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:  

„2. die weiterführenden allgemein bildenden Schulen:  

a) die Gemeinschaftsschule,  

b) das Gymnasium;“  

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Grundschulen“ das Komma und das 
Wort „Regionalschulen“ gestrichen. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) An den Gymnasien und Gemeinschaftsschulen bilden die ersten beiden Jahr-
gangsstufen die Orientierungsstufe. In der Orientierungsstufe soll in einem Zeitraum 
der Erprobung, der Förderung und der Beobachtung in Zusammenarbeit mit den El-
tern die für die Schülerin oder den Schüler geeignete Schulart ermittelt werden. Das 
Gymnasium weist die Schülerin oder den Schüler mit dem Abschluss der Orientie-
rungsstufe der nächsten Jahrgangsstufe der Gemeinschaftsschule zu (Schrägverset-
zung), wenn die Leistungen den Anforderungen des Gymnasiums nicht genügen. Die 
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Gemeinschaftsschule weist mit Zustimmung der Eltern die Schülerin oder den Schü-
ler der nächsten Jahrgangsstufe des Gymnasiums zu, wenn zu erwarten ist, dass sie 
oder er den Anforderungen dieser Schulart gerecht werden kann.“ 

 

7. § 10 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird gestrichen. 

b) Der neue Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Bei organisatorischen Verbindungen von allgemein bildenden Schulen und Förder-
zentren oder Teilen von ihnen wird die Bezeichnung durch das für Bildung zuständi-
ge Ministerium festgelegt.“ 

 

8. In § 17 Absatz 3 Satz 1 werden nach den Worten „Lehrkräfte anderer Schu-
len das Komma und die Worte „Lehramtsstudentinnen und -studenten im 
Praktikum“ eingefügt. 

 

9. In § 20 Absatz 3 werden nach dem Wort „hatten“ und dem anschließenden 
Komma die Worte „auf deren Antrag“ eingefügt. 

 

10. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Kinder, die bei Beginn der Schulpflicht körperlich, geistig, seelisch oder sozial 
nicht genügend entwickelt sind, um mit Erfolg am Unterricht in der Eingangsphase 
der Grundschule teilzunehmen, oder bei denen sich dies während des ersten Schul-
halbjahres während der Eingangsphase zeigt, können bis zum Beginn des nächsten 
Schuljahres einmalig vom Schulbesuch zurückgestellt werden, wenn zu erwarten ist, 
dass sie im folgenden Schuljahr mit Erfolg am Unterricht der Eingangsphase der 
Grundschule werden teilnehmen können.“ 

b) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

„(4) Die Schulaufsichtsbehörde soll die Eltern der zurückgestellten Kinder verpflich-
ten, dass ihre Kinder während der Zeit der Zurückstellung eine geeignete Förder-
maßnahme wahrnehmen. 

(5) Die Zeit der Zurückstellung wird auf die Dauer der Vollzeitschulpflicht nicht ange-
rechnet.“ 

 

11. § 25 Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Körperliche Gewalt und andere entwürdigende Maßnahmen sind verboten.“ 

 

12. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
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„(3) Die untersuchende Stelle darf nur das für die Schule oder die zuständige Stelle 
maßgebende Ergebnis einer Pflichtuntersuchung mitteilen. Wenn es im Einzelfall für 
die Beschulung erforderlich ist, dürfen auch Daten über Entwicklungsauffälligkeiten 
und gesundheitliche Störungen übermittelt werden. Die Gründe für die Übermittlung 
sind zu dokumentieren. Die Eltern sind über die Übermittlung und die Gründe für die 
Übermittlung zu informieren. In anderen Fällen dürfen solche Daten (…) nur mit Ein-
willigung der Eltern oder der volljährigen Schülerin und Schüler übermittelt werden, 
sofern nicht 

1. die Eltern oder die volljährigen Schülerin und Schüler trotz eingehender Beratung 
durch die untersuchende Stelle die Einwilligung versagt haben und die Übermittlung 
nach Entscheidung der untersuchenden Stelle im Interesse der Schülerin oder des 
Schülers notwendig ist, 

2. die Übermittlung zur Wahrnehmung der Dienst- und Fachaufsicht oder innerhalb 
eines Verwaltungs-, Rechtsbehelfs- oder Gerichtsverfahrens erforderlich ist.“ 

b) In Absatz 4 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Sie hat die Eltern oder die volljährige Schülerin und Schüler in eindeutiger Weise 
darüber aufzuklären, welche personenbezogenen Daten für die Zwecke der Untersu-
chung erforderlich sind und welche Daten für andere Zwecke erhoben werden sollen; 
die Erhebung für andere Zwecke ist nur mit Einwilligung zulässig.“ 

 

13. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: „§ 28 Durchsetzung der Schulpflicht“  

b) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Vorschriften des Landesverwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17. Dezember 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 749), über den Vollzug 
von Verwaltungsakten bleiben unberührt.“ 

 

14. § 29 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Werbemaßnahmen und Sammlungen, die nicht schulischen Zwecken dienen, 
sind in öffentlichen Schulen unzulässig. Ebenso unzulässig ist die Übermittlung per-
sonenbezogener Daten von Schülerinnen, Schülern oder Eltern zu Werbezwecken 
und zu sonstigen Erhebungen. Schülerinnen und Schüler dürfen nicht für die Durch-
führung von Sammlungen geworben werden.“ 

 

15. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 werden nach dem Klammerzusatz „(einschließlich Telefon 
und E-Mail-Adresse)“ das Komma und das Wort „, Lichtbild“ eingefügt. 

b) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Erhebung und die Verarbeitung eines Lichtbildes sind nur mit schriftlicher Einwil-
ligung der Eltern oder der volljährigen Schülerin oder des volljährigen Schülers zu-
lässig.“ 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
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„(2) Die Daten der Schulverwaltung dürfen ausschließlich mit Datenverarbeitungsge-
räten in Verantwortung des Schulträgers verarbeitet werden.“ 

 

16. In § 38 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) An Förderzentren, die ausschließlich Schülerinnen und Schüler fördern, die ein 
Schulverhältnis zu einer anderen öffentlichen Schule begründet haben, treten an die 
Stelle der Vertreterinnen und Vertreter der Eltern gemäß Absatz 5 Satz 1 weitere 
Vertreterinnen und Vertreter der Lehrkräfte. Im Fall des Absatzes 6 setzt sich der 
Schulleiterwahlausschuss zusammen aus der Anzahl der Lehrkräfte und der ent-
sprechenden Anzahl von Vertreterinnen und Vertretern des Schulträgers.“ 

 

17. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird Satz 3 gestrichen. 

b) Folgender Neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Bei einer Erstausschreibung sind nur externe Bewerbungen zu berücksichtigen. 
Führt die erste Ausschreibung zu keinem Ergebnis, können in weiteren Ausschrei-
bungen auch bereits an der betreffenden Schule tätige Lehrkräfte sich um die Stelle 
bewerben. Andere sachliche Gründe für den Abbruch eines Bewerbungsverfahrens 
bleiben unberührt.“ 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden die Absätze 4 bis 6; in Absatz 4 wird die 
Angabe „Absatz 4“ durch die Angabe „Absatz 5“ ersetzt. 

 

18. § 41 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Grundschule vermittelt Schülerinnen und Schülern grundlegende Fähigkei-
ten, Fertigkeiten und Kenntnisse in einem für alle Schülerinnen und Schüler gemein-
samen Bildungsgang. Dabei ist die unterschiedliche Lernentwicklung der Kinder 
Grundlage für eine individuelle Förderung ihrer kognitiven, emotionalen, sozialen, 
kreativen und körperlichen Fähigkeiten.“ 

 

19. Die Überschrift und der Wortlaut zu § 42 werden durch das Wort „gestri-
chen“ ersetzt. 

 

20. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Einzelheiten des Verfahrens, insbesondere die Voraussetzungen der Verpflich-
tung zur Teilnahme an Prüfungen und deren Ausgestaltung, regelt das für Bildung 
zuständige Ministerium durch Verordnung.“ 

b) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

(3) Abweichend von Absatz 1 können ab der Jahrgangsstufe acht flexible Über-
gangsphasen gebildet werden, die drei Jahre dauern und die Schülerinnen und 
Schüler auf den Hauptschulabschluss vorbereiten sollen. Absatz 2 Satz 1 und 2 fin-
det keine Anwendung. 
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c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 5. 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Gemeinschaftsschule kann eine gymnasiale Oberstufe entsprechend § 44 
Abs. 4 haben, soweit nach § 59 Satz 2 in Verbindung mit § 58 Abs. 2 hierfür ein öf-
fentliches Bedürfnis besteht, das nicht durch Aufnahmemöglichkeiten an der Ober-
stufe einer anderen Schule gedeckt werden kann.“ 

e) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Im Einvernehmen mit dem jeweiligen Schul- oder Anstaltsträger können Ge-
meinschaftsschulen ohne gymnasiale Oberstufe mit allgemein bildenden Schulen mit 
gymnasialer Oberstufe oder mit Beruflichen Gymnasien zusammenarbeiten. Die 
fachliche und pädagogische Zusammenarbeit der Schulen ist schriftlich zu dokumen-
tieren (Kooperationsvereinbarung). Der jeweilige Schul- oder Anstaltsträger ist früh-
zeitig zu beteiligen. Nach Zustimmung durch die Schulkonferenz (§ 63 Abs. 1 Nr. 17) 
oder die Pädagogische Konferenz (§ 108 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5) schließen die Schullei-
terinnen oder die Schulleiter die Kooperationsvereinbarung. Die Kooperationsverein-
barung wird wirksam, sobald sie von dem jeweiligen Schul- oder Anstaltsträger bei 
dem für Bildung zuständigen Ministerium angezeigt wird. Haben die Schulen unter-
schiedliche Träger, bedarf es der Anzeige durch beide. Schülerinnen und Schüler der 
Gemeinschaftsschule ohne gymnasiale Oberstufe haben bei Erfüllung der schuli-
schen Leistungsvoraussetzungen einen grundsätzlichen Anspruch auf Aufnahme in 
die kooperierende Schule mit gymnasialer Oberstufe oder in das kooperierende Be-
rufliche Gymnasium. Das Leistungsprinzip beim Übertritt in eine gymnasiale Oberstu-
fe bleibt unberührt. Der Anspruch auf Aufnahme in die kooperierende Schule kann im 
Konfliktfall durch das Leistungsprinzip eingeschränkt werden.“ 

 

21. In § 44 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „sollen“ durch das Wort „müssen“ 
ersetzt. 

 

22. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird das Wort „Regionalschule“ durch das Wort „Gemeinschaftsschule“ 
ersetzt. 

b) In Satz 4 werden die Worte „der Bildungsauftrag der Regionalschule erfüllt werden 
kann“ durch die Worte „die Anforderungen an Abschlüsse der Sekundarstufe I erfüllt 
werden können“ ersetzt. 

 

23. § 48 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. in Abstimmung mit den Planungen umliegender Schulträger Schulentwicklungs-
pläne aufzustellen und regelmäßig fortzuschreiben und sich an der Abstimmung ei-
nes Schulentwicklungsplanes auf Kreisebene zu beteiligen,“ 
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24. In § 52 wird folgender Satz angefügt: 

„In begründeten Ausnahmefällen zur Sicherstellung der schulischen Versorgung, 
insbesondere im ländlichen Raum kann das Ministerium Ausnahmen von den Min-
destgrößen zulassen.“ 

 

25. § 55 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) In den Fällen des § 46 findet § 53 Satz 1 entsprechende Anwendung.“ 

 

26. In § 59 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 1 und 2“ gestrichen. 

 

27. § 60 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Schulträger können Schulen oder Teile von Schulen nach Maßgabe des § 9 
Abs. 2 zu einer neuen Schule im Sinne dieses Gesetzes zusammenfassen (organi-
satorische Verbindung).“ 

 

28. § 63 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 8 wird die Angabe „(§ 5 Abs. 3)“ durch die Angabe „(§ 5 Abs. 4)“ er-
setzt. 

b) Folgende neue Nummer 17 wird eingefügt: 

„17. das Eingehen einer Schulpartnerschaft und den Abschluss einer Kooperations-
vereinbarung nach § 43 Abs. 6 Satz 2,“ 

c) Die bisherigen Nummern 17 bis 29 werden die Nummern 18 bis 30; in der neuen 
Nummer 29 werden das Wort „externer“ durch das Wort „von“ sowie das Wort „sons-
tiger“ durch das Wort „sonstigen“ ersetzt. 

 

29. § 66 Absatz 3 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die Erstellung und Auswertung von Parallelarbeiten sowie die Auswertung von 
Vergleichs- und Abschlussarbeiten und das jeweilige Fach betreffende Evaluatio-
nen,“ 

 

30. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Nummer 2 gestrichen und die bisherige Nummer 4 wird die 
Nummer 2; das Komma nach dem Wort „Gymnasien“ wird ersetzt durch einen Punkt 
und der Punkt nach dem Wort „Gemeinschaftsschule“ wird ersetzt durch ein Komma.  

b) In Absatz 2 Satz 1 werden das Wort „Regionalschulen“ und das anschließende 
Komma gestrichen. 

 

31. § 74 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 1 wird die Nummer 2 gestrichen und die bisherige Nummer 4 wird die 
Nummer 2; das Komma nach dem Wort „Gymnasien“ wird ersetzt durch einen Punkt 
und der Punkt nach dem Wort „Gemeinschaftsschule“ wird ersetzt durch ein Komma. 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „und Vorschriften über die Zulassung von 
Lehr- und Lernmitteln“ gestrichen. 

 

32. In § 77 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „neun“ ersetzt durch das Wort „sie-
ben“ sowie die Worte „einem Schuljahr“ ersetzt durch die Worte „drei 
Schuljahren“. 

 

33. § 80 Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Das für Bildung zuständige Ministerium kann durch Verordnung Mindestsätze für die 
Kostenübernahme festlegen.“ 

 

34.  § 82 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Mitgliedern“ ersetzt durch das Wort „Delegierten“. 

b) In Satz 2 werden die Worte „Jedes Mitglied“ ersetzt durch die Worte „Jede oder 
jeder Delegierte“. 

 

35. § 83 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „einem Mitglied“ ersetzt durch die Worte „einer oder 
einem Delegierten“.  

b) In Satz 2 wird das Wort „Mitglied“ ersetzt durch die Worte „Delegierte oder Dele-
gierten“.  

c) In Satz 3 werden die Worte „Jedes Mitglied“ ersetzt durch die Worte „Jede oder 
jeder Delegierte“. 

 

36. In § 97 Absatz 2 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Abweichend von § 64 Abs. 3 Nr. 4 beschließt die Klassenkonferenz unter Vorsitz der 
Schulleiterin oder des Schulleiters über den Antrag auf Überweisung in eine andere 
Schule mit dem gleichen Bildungsabschluss nach § 25 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5; sie hat 
der Schulkonferenz über ihre diesbezüglichen Beschlüsse und ihre Gründe dafür zu 
berichten.“ 

 

37. In § 99 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Mitgliedern“ ersetzt durch das Wort 
„Delegierten“. 

 

38. § 108 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird folgende Nummer 5 eingefügt:  
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 „5. das Eingehen einer Schulpartnerschaft und der Abschluss einer Kooperations-
vereinbarung nach § 43 Abs. 6 Satz 2,“  

b) Die bisherigen Nummern 5 bis 8 werden die Nummern 6 bis 9.  

c) In Absatz 4 werden das Wort „externer“ durch das Wort „von“ sowie das Wort 
„sonstiger“ durch das Wort „sonstigen“ ersetzt. 

 

39. § 110 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden am Satzende das Wort „und“ sowie die Angabe „141 Abs. 1 und 
2“ gestrichen.  

b) Satz 3 wird gestrichen. 

 

40. In § 119 Absatz 3 wird Satz 4 gestrichen. 

 

41. In § 126 Absatz wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Es kann ferner Näheres zu § 4 Abs. 5 durch Verwaltungsvorschrift regeln.“ 

 

42. § 129 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden in den Nummern 1, 2 und 3 Buchst. c jeweils das Wort „Regi-
onalschulen“ und das davorstehende Komma gestrichen. 

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:  

„Für die Fachschulen der Agrarwirtschaft nimmt das für Landwirtschaft zuständige 
Ministerium die Aufgaben nach §§ 58, 59, 109 Abs. 1 und § 125 Abs. 3 und 4 wahr.“ 

 

43. In § 130 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Das für Bildung zuständige Ministerium kann durch Verordnung abweichend von 
den Absätzen 2 und 3 gemeinsame Schulämter für mehrere Kreise und kreisfreie 
Städte errichten. Die Verordnung muss die Bezeichnung des Schulamtes und des-
sen räumlichen Wirkungsbereich bestimmen; die sachliche Zuständigkeit richtet sich 
nach § 129 Abs. 2 und 3. Die alleinige Zuständigkeit der Landrätin oder des Landra-
tes nach Absatz 2 Satz 2 für die Rechtsaufsicht über die Schulträger eines Kreises 
bleibt unberührt. Die Errichtung eines gemeinsamen Schulamtes setzt die Zustim-
mung der beteiligten Kreise oder kreisfreien Städte voraus.“ 

 

 

44. § 135 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In den Nummern 2, 3 und 5 werden jeweils die Worte und die Kommata „Regional-
schulen, Gymnasien,“ gestrichen und werden jeweils nach dem Wort und dem Kom-
ma „Gemeinschaftsschulen,“ das Wort und das Komma „Gymnasien,“ eingefügt.  

b) In Nummer 10 werden die Worte „Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche“ 
ersetzt durch die Worte „Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland“. 
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45. In § 137 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 54 Abs. 5 Satz 2“ durch die An-
gabe „§ 54 Abs. 4 Satz 2“ ersetzt. 

 

46. In § 139 werden die Worte „Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kir-
che“ durch die Worte „Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutsch-
land“ ersetzt. 

 

47. § 140 erhält folgende Fassung: 

„§ 140 
Externenprüfung, Anerkennung von Zeugnissen 

(1) Die Schulaufsichtsbehörde kann für Personen, die weder eine öffentliche Schule, 
noch eine nach § 116 staatlich anerkannte Ersatzschule besuchen, Prüfungen anbie-
ten, mit denen Abschlüsse erworben werden können, die denjenigen an öffentlichen 
Schulen entsprechen (Externenprüfung). Die Schulaufsichtsbehörde kann auch die 
Teilnahme an den Prüfungen öffentlicher Schulen zulassen. Die Teilnehmerin oder 
der Teilnehmer soll ihre oder seine Wohnung in Schleswig-Holstein haben. 

(2) Das für Bildung zuständige Ministerium erlässt die Prüfungsordnungen durch 
Verordnung. Dabei können ein Mindestalter für die Teilnahme und weitere Voraus-
setzungen für die Zulassung zur Prüfung vorgeschrieben werden. Bei der Zulassung 
und Prüfung sind die Lebens- und Berufserfahrungen der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer angemessen zu berücksichtigen. Im Übrigen gilt § 126 Abs. 2 Nr. 3 entspre-
chend. 

(3) Das für Bildung zuständige Ministerium bewertet Bildungsnachweise, die 

1. außerhalb des Bundesgebietes erworben wurden, 

2. in Schleswig-Holstein erworben wurden, aber nicht in diesem Gesetz vorgesehen 
sind,  

im Hinblick auf die Gleichwertigkeit mit Nachweisen der in diesem Gesetz vorgese-
henen Schularten. Es hat bei seiner Entscheidung Vereinbarungen zu beachten, die 
das Land mit anderen Bundesländern geschlossen hat. Das für Bildung zuständige 
Ministerium kann durch Verordnung die Befugnis zur Entscheidung nach Satz 1 für 
Einzelfälle auf eine andere Behörde des Landes, der Kreise, der Gemeinden oder 
der Ämter übertragen.“ 

 

48. In § 141 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Absatz 1 und 2 finden für die berufsbildenden Schulen einschließlich der RBZ 
keine Anwendung. Absatz 3 gilt für die berufsbildenden Schulen entsprechend. Bei 
den RBZ trägt das Land jedoch nur die Kosten, die durch einen Widerspruch, eine 
Klage oder einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz wegen einer Ordnungsmaß-
nahme, einer Versagung der Aufnahme in die Schule, einer Entlassung aus der 
Schule oder wegen einer Leistungsbeurteilung begründet sind.“ 
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49. In § 142 Abs. 1 werden nach den Worten „dieses Gesetzes“ und vor dem 
Wort „finden“ die Worte „mit Ausnahme von § 23 Abs. 6 und 7“ eingefügt. 

 

50. § 144 Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. entgegen § 26 Abs. 1 Kinder oder Jugendliche nicht zum Schulbesuch anmeldet 
oder nicht dafür sorgt, dass die Schülerin oder der Schüler am Unterricht teilnimmt, 
oder den zur Durchführung der Schulgesundheitspflege erlassenen Anordnungen 
nicht nachkommt,“ 

 

51. § 146 erhält folgende Fassung 

„§146 
Fortgeltende Rechte und Bestimmungen 

(1) Abweichend von § 9 Abs. 2 sind organisatorische Verbindungen zwischen Gym-
nasien und Gemeinschaftsschulen zulässig, soweit der Gemeinschaftsschulteil durch 
eine Schulartänderung nach § 147 Abs. 1 Satz 2 eines bereits am 31. Juli 2016 be-
stehenden Regionalschulteils entstanden ist. 

(2) Abweichend von § 53 können Kreise Träger einer allgemein bildenden Schule 
sein, wenn sie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens von § 148 Abs. 6 des Schleswig-
Holsteinischen Schulgesetzes in der Fassung vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 39, ber. S. 276) bereits Träger der Schule waren und sie die Beibehaltung der 
Trägerschaft gegenüber dem für Bildung zuständigen Ministerium bis zum 31. Juli 
2008 erklärt sowie das Einvernehmen der Gemeinde, in der die Schule belegen ist, 
nachgewiesen haben. 

(3) Abweichend von § 95 können Innungen, Innungsverbände, gesetzliche Kranken-
kassen oder Vereine Träger einer öffentlichen berufsbildenden Schule sein, wenn 
ihnen die Trägerschaft zum Zeitpunkt des Inkrafttretens von § 148 Abs. 10 des 
Schleswig- Holsteinischen Schulgesetzes in der Fassung vom 24. Januar 2007 
(GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276) bereits oblag. Wollen die in Satz 1 genannten 
Träger die Trägerschaft nicht beibehalten, geht diese zum 1. August eines Jahres auf 
die nach § 95 Abs. 1 verpflichteten Träger über, soweit diese bis zum 1. August des 
Vorjahres hierüber von den in Satz 1 genannten Trägern unterrichtet worden sind. 

(4) Genehmigungen, die Schulen in freier Trägerschaft vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes erteilt waren, bleiben unberührt.“ 

 

52. § 147 erhält folgende Fassung: 

„§ 147 
Übergangsbestimmungen für im Schuljahr 2013/2014 bestehende Regional-

schulen 

(1) Im Schuljahr 2013/2014 bestehende Regionalschulen werden mit Ablauf des 31. 
Juli 2016 zu Gemeinschaftsschulen, wenn ihre Schülerzahl zu diesem Zeitpunkt un-
ter Berücksichtigung der Anmeldungen für das Schuljahr 2014/2015 mindestens 240 
Schülerinnen und Schüler in der Sekundarstufe I beträgt. Auf Regionalschulteile fin-
det Satz 1 entsprechende Anwendung; abweichend hiervon werden Regionalschul-
teile in organisatorischer Verbindung mit Gymnasien unabhängig von der Schüler-
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zahl zu Gemeinschaftsschulteilen. Sie können als offene Ganztagsschule geführt 
werden. 

(2) Die von Absatz 1 nicht erfassten Regionalschulen und Regionalschulteile werden 
aufgelöst und können ab dem Schuljahr 2015/2016 keine weiteren Schülerinnen und 
Schüler in die jeweilige Jahrgangsstufe fünf mehr aufnehmen. Die Schulaufsichtsbe-
hörde kann eine Aufgabe des Standortes und eine Fortsetzung des Schulbetriebes in 
den Gebäuden und Anlagen einer anderen Schule anordnen, wenn die Schülerzahl 
soweit abgesunken ist, dass eine den Anforderungen entsprechende Beschulung am 
bisherigen Standort nur mit einem nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis 
stehenden Aufwand sichergestellt werden kann. Die Schulträger und Schulkonferen-
zen der betroffenen Schulen sind vor der Anordnung anzuhören. § 43 Abs. 5 findet 
auf in Auflösung befindliche Regionalschulen und Regionalschulteile entsprechende 
Anwendung. 

(3) Eine in Auflösung befindliche Regionalschule kann bei gleichzeitiger Änderung 
der Schulart mit einer Gemeinschaftsschule zu einer Schule der Schulart Gemein-
schaftsschule organisatorisch verbunden werden. Der Standort der Regionalschule 
kann in diesem Fall als Außenstelle der Gemeinschaftsschule auch über das Schul-
jahr 2019/2020 hinaus genutzt werden. 

(4) Die Amtszeit der an den Regionalschulen am 31. Juli 2016 vorhandenen Eltern- 
und Schülervertretungen bleibt von der Schulartänderung nach Absatz 1 und 3 oder 
der Auflösung nach Absatz 2 unberührt. § 73 Abs. 1 und 2, § 74 Abs. 1 und 2, § 82 
Abs. 1 sowie § 83 Abs. 1 finden für diese Schulen im Schuljahr 2015/2016 (?) mit der 
Maßgabe Anwendung, dass der jeweiligen Vertretung auf Kreis- und Landesebene 
für die Gemeinschaftsschulen auch die für die Schulart Regionalschule im Schuljahr 
2013/2014 gewählten Vertreterinnen und Vertreter angehören. Ab dem Schuljahr 
2015/2016 finden § 73 Abs. 1 und 2, § 74 Abs. 1 und 2, § 82 Abs. 1 sowie § 83 Abs. 
1 mit der Maßgabe Anwendung, dass auf Kreis- und Landesebene Beiräte und Schü-
lervertretungen für die Gemeinschaftsschulen gebildet werden, denen auch Vertrete-
rinnen und Vertreter der in Auflösung befindlichen Regionalschulen angehören kön-
nen. 

(5) Am 31. Juli 2016 auf Kreis- oder Landesebene vorhandene Verbindungslehrerin-
nen und Verbindungslehrer für die Schulart Regionalschule bleiben für den Zeitraum, 
für den sie eingesetzt worden sind, im Amt. Ihr Aufgabenbereich bezieht sich auf alle 
von Absatz 1 und 2 erfassten Schulen und Schulteile. Für die anschließende Amts-
zeit unterfallen die in Auflösung befindlichen Regionalschulen dem Aufgabenbereich 
der für die Gemeinschaftsschulen eingesetzten Lehrkräfte. 

(6) Hinsichtlich der in Auflösung befindlichen Regionalschulen ist die untere Schul-
aufsichtsbehörde in den Kreisen für die Aufgaben nach § 125 Abs. 3 und in den 
kreisfreien Städten für die Aufgaben nach § 125 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 zuständig. Die 
oberste Schulaufsichtsbehörde ist zuständig, soweit ein Kreis, eine kreisfreie Stadt 
oder ein entsprechender Schulverband Träger der in Auflösung befindlichen Regio-
nalschule ist. 

(7) Abweichend von § 135 Abs. 3 Nr. 2, 3 und 5 bleibt die Mitgliedschaft der Vertrete-
rinnen und Vertreter der Regionalschulen in dem am 31. Juli 2016 bestehenden Lan-
desschulbeirat für dessen restliche Amtszeit erhalten. Für die Amtszeit des nachfol-
genden Landesschulbeirates findet § 135 Abs. 3 Nr. 2, 3 und 5 mit der Maßgabe 
Anwendung, dass als Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinschaftsschulen auch 
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Eltern, Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte der in Auflösung befindlichen Re-
gionalschulen gewählt oder benannt werden können.“ 

 

53. Die Überschrift und der Wortlaut zu § 148 werden durch das Wort „gestri-
chen“ ersetzt. 

 

54. Die Überschrift und der Wortlaut zu § 149 werden durch das Wort „gestri-
chen“ ersetzt. 

 

 

 
 

 
Artikel 2 

Änderung des Haushaltsgesetzes 2014 

Das Schleswig-Holsteinische Gesetz über die Feststellung eines Haushaltsplanes für 
das Haushaltsjahr 2014 (Haushaltsgesetz 2014) vom 13. Dezember 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 468) wird wie folgt geändert: 

 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) § 34 erhält die Bezeichnung „Übergangsbestimmung zum Schulgesetz“; 

b) § 35 wird neu eingefügt und erhält die Bezeichnung „Inkrafttreten“. 

 

2. Ein neuer § 34 wird eingefügt: 
 

§ 34 
Übergangsbestimmung zum Schulgesetz 

Das Schleswig-Holsteinische Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 
39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13. Dezember 
2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 494), ist in § 150 im Jahr 2014 in folgender Fassung an-
zuwenden: 

§ 150 
Übergangsbestimmungen für die Zuschüsse an Ersatzschulen 

Die Berechnung des Zuschusses für eine Schülerin oder einen Schüler einer Ersatz-
schule erfolgt nach den bis zum 31.12.2012 geltenden Bestimmungen, wenn sie ge-
genüber der nach diesem Gesetz maßgeblichen Berechnung für den Schulträger 
günstiger ist. 

 

3. Der bisherige § 34 wird zu § 35. 
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Artikel 3 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Artikel 2 tritt am 01. Januar 2014 in Kraft. 

 

 

 

Anita Klahn 
und Fraktion 
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Anlage: Synopse 
 
Aktuelle Fassung Neue Fassung 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die öffentlichen Schulen 
im Land Schleswig-Holstein. 
(2) Auf private Schulen (Schulen in freier Träger-
schaft) findet das Gesetz nur Anwendung, soweit 
dies ausdrücklich bestimmt ist. 

 
 
 
 
 
 
 
(3) Schulen in freier Trägerschaft wirken ne-
ben und anstelle staatlicher Schulen bei der 
Erfüllung der allgemein öffentlichen Bil-
dungsaufgaben eigenverantwortlich mit und 
haben nach Maßgabe des Art. 7 Abs. 4 und 5 
des Grundgesetzes auch die Aufgabe, das 
Schulwesen durch besondere Formen und 
Inhalte des Unterrichts und der Erziehung zu 
bereichern. 

§ 3 
Selbstverwaltung der Schule 

(1) Die Schulen sind im Rahmen der geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften selbständig 
in der Durchführung des Auftrages der Schule 
und in der Verwaltung ihrer eigenen Angelegen-
heiten. Die einzelne Schule gibt sich zur Ausges-
taltung ihrer pädagogischen Arbeit und des 
Schullebens ein Schulprogramm, das sie der 
Schulaufsichtsbehörde vorlegt. Vor der Be-
schlussfassung ist der Schulträger zu hören. Das 
Schulprogramm ist von der Schulkonferenz in 
regelmäßigen Abständen zu überprüfen. Maß-
stab für das Schulprogramm und seine Überprü-
fung sind insbesondere die Bildungs- und Erzie-
hungsziele, wie sie in § 4 formuliert sind. Dabei 
sind auch die Auswirkungen von Maßnahmen auf 
die Schülerinnen und Schüler unter dem Aspekt 
der Gleichstellung zu dokumentieren. 
 
(2) Die öffentlichen Schulen können auf der 
Grundlage einer allgemein oder im Einzelfall 
erteilten Vollmacht und im Rahmen der ihnen zur 
Verfügung stehenden Mittel in Erfüllung ihres 
Bildungs- und Erziehungsauftrages Rechtsge-
schäfte mit Wirkung für den Schulträger oder das 
Land abschließen und Verpflichtungen eingehen. 
Dabei handelt die Schulleiterin oder der Schullei-
ter in Vertretung des Schulträgers oder des Lan-
des. 
 
(3) Die Schulen sollen eine Öffnung gegen-
über ihrem Umfeld anstreben, insbesondere 
durch Zusammenarbeit mit den Trägern der 
Kindertageseinrichtungen und der Jugendhil-
fe, Jugendverbänden sowie mit anderen Insti-
tutionen im sozialen Umfeld von Kindern und 
Jugendlichen. Die Schulen können mit der je-
weiligen Einrichtung Verträge über Art, Umfang 
und Inhalt dieser Zusammenarbeit abschließen. 
Finanzielle Verpflichtungen für den Schulträger 
oder das Land können die Schulen eingehen, 
soweit ihnen für diesen Zweck Mittel zur Verfü-
gung stehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Schulen sollen sich gegenüber ihrem 
Umfeld öffnen und insbesondere mit den Trä-
gern der Kindertageseinrichtungen und der 
Jugendhilfe, den Jugendverbänden, Sport- 
und Kulturvereinen sowie mit anderen Institu-
tionen im sozialen Umfeld von Kindern und 
Jugendlichen kooperieren. 
...- 
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§ 4 
Bildungs- und Erziehungsziele 

(1) Der Auftrag der Schule wird bestimmt durch 
das Recht des jungen Menschen auf eine seiner 
Begabung, seinen Fähigkeiten und seiner Nei-
gung entsprechende Erziehung und Ausbildung, 
durch das Recht der Eltern auf eine Schulbildung 
ihres Kindes sowie durch die staatliche Aufgabe, 
die einzelne Schülerin und den einzelnen Schüler 
auf ihre Stellung als Bürgerin und Bürger mit den 
entsprechenden Rechten und Pflichten vorzube-
reiten. 
 
(2) Es ist die Aufgabe der Schule, die geisti-
gen, seelischen und körperlichen Fähigkeiten 
des jungen Menschen unter Wahrung des 
Gleichberechtigungsgebots zu entwickeln. 
Der Bildungsauftrag der Schule ist ausgerich-
tet an den im Grundgesetz verankerten Men-
schenrechten, den sie begründenden christli-
chen und humanistischen Wertvorstellungen 
und an den Ideen der demokratischen, sozia-
len und liberalen Freiheitsbewegungen. 
 
(3) Die Schule soll dem jungen Menschen zu der 
Fähigkeit verhelfen, in einer ständig sich wan-
delnden Welt ein erfülltes Leben zu führen. Sie 
soll dazu befähigen, Verantwortung im privaten, 
familiären und öffentlichen Leben zu überneh-
men und für sich und andere Leistungen zu 
erbringen, insbesondere auch in Form von eh-
renamtlichem Engagement. Es gehört zum Auf-
trag der Schule, die jungen Menschen zur Teil-
nahme am Arbeitsleben und zur Aufnahme einer 
hierfür erforderlichen Berufsausbildung zu befä-
higen. Sie arbeitet hierzu mit den nach dem 
Zweiten und Dritten Buch des Sozialgesetzbuchs 
(SGB II und III) zuständigen Trägern der Grund-
sicherung für Arbeitssuchende und der Arbeits-
förderung zusammen und wirkt darauf hin, dass 
die Schülerinnen und Schüler Beratung und 
Betreuung für die Vermittlung in Ausbildungsver-
hältnisse oder Qualifizierungsangebote in An-
spruch nehmen. Die Schule soll Kenntnisse wirt-
schaftlicher und historischer Zusammenhänge 
vermitteln, Verständnis für Natur und Umwelt 
schaffen und die Bereitschaft wecken, an der 
Erhaltung der Lebensgrundlagen von Pflanzen, 
Tieren und Menschen mitzuwirken. 
… 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Es ist die Aufgabe der Schule, die kogniti-
ven, emotionalen, sozialen, kreativen und 
körperlichen Fähigkeiten des jungen Men-
schen unter Wahrung des Gleichberechti-
gungsgebots zu entwickeln. Der Bildungsauf-
trag der Schule basiert auf den im 
Grundgesetz verankerten Menschenrechten, 
den sie begründenden christlichen und hu-
manistischen Wertvorstellungen und auf den 
Ideen der demokratischen, sozialen und libe-
ralen Freiheitsbewegungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
… 
Die Schule soll Kenntnisse gesellschaftlicher, 
wirtschaftlicher und historischer Zusammenhän-
ge vermitteln, Verständnis für Natur und Umwelt 
schaffen und die Bereitschaft wecken, an der 
Erhaltung der Lebensgrundlagen von Pflanzen, 
Tieren und Menschen mitzuwirken. 
… 

§ 6 
Ganztagsschulen und Betreuungsangebote 

… 
(6) Zur Unterstützung des Erziehungsauftrages 
der Schule kann das Land bei besonderem Be-
darf nach Maßgabe der vom Landtag bewilligten 
Haushaltsmittel Angebote der Schulträger för-
dern, die der Betreuung, Beratung und Unterstüt-
zung der Schülerinnen und Schüler dienen 
(Schulsozialarbeit). 

 
 
… 
(6) Zur Unterstützung des Bildungs- und Erzie-
hungsauftrages der Schule kann das Land bei 
besonderem Bedarf nach Maßgabe der vom 
Landtag bewilligten Haushaltsmittel Angebote 
der Schulträger fördern, die der Betreuung, Bera-
tung und Unterstützung der Schülerinnen und 
Schüler dienen (Schulsozialarbeit). 

§ 9 
Schularten 

(1) Die öffentlichen Schulen umfassen folgende 
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Schularten: 
1. die Grundschule; 
2. die weiterführenden allgemein bildenden 
Schulen: 
a) die Regionalschule, 
b) die Gemeinschaftsschule, 
c) das Gymnasium; 
3. die berufsbildenden Schulen: 
a) die Berufsschule, 
b) die Berufsfachschule, 
c) die Berufsoberschule, 
d) die Fachoberschule, 
e) das Berufliche Gymnasium, 
f) die Fachschule; 
4. die Förderzentren. 
 
(2) Grundschulen, Regionalschulen, Gymnasien 
und Förderzentren können miteinander organisa-
torisch verbunden werden. Gemeinschaftsschu-
len können mit Grundschulen und Förderzentren 
organisatorisch verbunden werden. Außerdem 
können berufsbildende Schulen miteinander or-
ganisatorisch verbunden werden. 
 
(3) An den Regionalschulen und Gymnasien 
bilden jeweils die ersten beiden Jahrgangs-
stufen die Orientierungsstufe. In der Orientie-
rungsstufe soll in einem Zeitraum der Erpro-
bung, der Förderung und der Beobachtung in 
Zusammenarbeit mit den Eltern die für die 
Schülerin oder den Schüler geeignete dieser 
Schularten ermittelt werden. Regionalschulen 
und Gymnasien sollen bei Wahrung ihres 
jeweiligen Bildungsauftrages die Lernangebo-
te, die Lehrverfahren sowie die Lehr- und 
Lernmittel für die Orientierungsstufe aufein-
ander abstimmen. Das Gymnasium weist die 
Schülerin oder den Schüler mit dem Ab-
schluss der Orientierungsstufe der nächsten 
Jahrgangsstufe der Regional- oder Gemein-
schaftsschule zu (Schrägversetzung), wenn 
die Leistungen den Anforderungen des Gym-
nasiums nicht genügen. Die Regionalschule 
weist mit Zustimmung der Eltern die Schüle-
rin oder den Schüler der nächsten Jahr-
gangsstufe des Gymnasiums zu, wenn zu 
erwarten ist, dass sie oder er den Anforde-
rungen dieser Schulart gerecht werden kann. 
 
(4) Schulen aus dem gleichen oder benachbarten 
Einzugsbereich sollen pädagogisch zusammen-
arbeiten. 

 
 
2. die weiterführenden allgemein bildenden 
Schulen: 
a) die Gemeinschaftsschule, 
b) das Gymnasium; 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Grundschulen (…), Gymnasien und Förder-
zentren können miteinander organisatorisch ver-
bunden werden. Gemeinschaftsschulen können 
mit Grundschulen und Förderzentren organisato-
risch verbunden werden. Außerdem können be-
rufsbildende Schulen miteinander organisatorisch 
verbunden werden. 
 
(3) An den Gymnasien und Gemeinschafts-
schulen bilden die ersten beiden Jahrgangs-
stufen die Orientierungsstufe. In der Orientie-
rungsstufe soll in einem Zeitraum der Erpro-
bung, der Förderung und der Beobachtung in 
Zusammenarbeit mit den Eltern die für die 
Schülerin oder den Schüler geeignete Schul-
art ermittelt werden. Das Gymnasium weist 
die Schülerin oder den Schüler mit dem Ab-
schluss der Orientierungsstufe der nächsten 
Jahrgangsstufe der Gemeinschaftsschule zu 
(Schrägversetzung), wenn die Leistungen den 
Anforderungen des Gymnasiums nicht genü-
gen. Die Gemeinschaftsschule weist mit Zu-
stimmung der Eltern die Schülerin oder den 
Schüler der nächsten Jahrgangsstufe des 
Gymnasiums zu, wenn zu erwarten ist, dass 
sie oder er den Anforderungen dieser Schul-
art gerecht werden kann. 

§ 10 
Bezeichnung und Name 

(1) Jede Schule führt eine Bezeichnung, in der 
die Schulart, der Schulträger und die Gemeinde, 
in der sich die Schule befindet, anzugeben sind. 
Organisatorische Verbindungen von Grund-
schulen und Regionalschulen führen die Be-
zeichnung „Grund- und Regionalschule“. Im 
Übrigen wird bei organisatorischen Verbin-
dungen von allgemeinbildenden Schulen und 
Förderzentren oder Teilen von ihnen die Be-

 
 
(1) Jede Schule führt eine Bezeichnung, in der 
die Schulart, der Schulträger und die Gemeinde, 
in der sich die Schule befindet, anzugeben sind. 
Bei organisatorischen Verbindungen von 
allgemein bildenden Schulen und Förderzent-
ren oder Teilen von ihnen wird die Bezeich-
nung durch das für Bildung zuständige Minis-
terium festgelegt. Organisatorische Verbindun-
gen von berufsbildenden Schulen führen die 
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zeichnung durch das für Bildung zuständige 
Ministerium festgelegt. Organisatorische Ver-
bindungen von berufsbildenden Schulen führen 
die Bezeichnung „Berufliche Schule“. An die Stel-
le der Schulart kann in den Fällen der §§ 45 und 
46 eine vom für Bildung zuständigen Ministerium 
durch Verordnung zugelassene Bezeichnung 
treten. 
… 

Bezeichnung „Berufliche Schule“. An die Stelle 
der Schulart kann in den Fällen der §§ 45 und 46 
eine vom für Bildung zuständigen Ministerium 
durch Verordnung zugelassene Bezeichnung 
treten. 
… 

§ 17 
Weisungen, Beaufsichtigung 

(1) Die Schülerinnen und Schüler haben in der 
Schule und bei sonstigen Schulveranstaltungen 
die Weisungen der Schulleiterin oder des Schul-
leiters und der Lehrkräfte zu befolgen, die dazu 
bestimmt sind, das Bildungs- und Erziehungsziel 
der Schule zu erreichen und die Ordnung an der 
Schule aufrechtzuerhalten. 
 
(2) Minderjährige Schülerinnen und Schüler sind 
während des Unterrichts, während des Aufent-
halts auf dem Schulgelände in der Unterrichtszeit 
und bei sonstigen Schulveranstaltungen durch 
Lehrkräfte zu beaufsichtigen. Durch die Beauf-
sichtigung sollen die Schülerinnen und Schüler 
vor Gefahren geschützt werden, die sie aufgrund 
normaler altersgemäßer Erfahrung nicht selbst 
übersehen und abwenden können, und vor 
Handlungen bewahrt werden, deren Auswirkun-
gen sie aufgrund ihrer Entwicklung in der Regel 
nicht abzuschätzen vermögen. Zur Beaufsichti-
gung und zur Unfallverhütung können Schülerin-
nen und Schülern Weisungen erteilt werden. 
 
(3) Mit der Beaufsichtigung können jeweils nach 
den Umständen des Einzelfalls auch Lehrkräfte 
anderer Schulen, Beschäftigte nach § 34 Abs. 5 
und 6, Eltern, Schülerinnen und Schüler sowie 
vom Schulträger angestellte sonstige Personen 
betraut werden. Weiterhin kann die Beaufsichti-
gung von denjenigen Personen übernommen 
werden, die die Schülerinnen und Schüler im 
Rahmen von Praktika betreuen. 
… 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Mit der Beaufsichtigung können jeweils nach 
den Umständen des Einzelfalls auch Lehrkräfte 
anderer Schulen, Lehramtsstudentinnen und -
studenten im Praktikum, Beschäftigte nach § 
34 Abs. 5 und 6, Eltern, Schülerinnen und Schü-
ler sowie vom Schulträger angestellte sonstige 
Personen betraut werden. Weiterhin kann die 
Beaufsichtigung von denjenigen Personen über-
nommen werden, die die Schülerinnen und Schü-
ler im Rahmen von Praktika betreuen. 
… 

§ 20 
Umfang der Schulpflicht 

… 
(3) Die Schulaufsichtsbehörde kann Jugendliche, 
die im Ausland die dort geltende Schulpflicht 
erfüllt hatten, von der Vollzeitschulpflicht und der 
Berufsschulpflicht befreien, wenn insbesondere 
wegen der Kürze der verbleibenden Schulbe-
suchszeit eine sinnvolle Förderung nicht erwartet 
werden kann. 

 
 
 
(3) Die Schulaufsichtsbehörde kann Jugendliche, 
die im Ausland die dort geltende Schulpflicht 
erfüllt hatten, auf deren Antrag von der Vollzeit-
schulpflicht und der Berufsschulpflicht befreien, 
wenn insbesondere wegen der Kürze der 
verbleibenden Schulbesuchszeit eine sinnvolle 
Förderung nicht erwartet werden kann. 

§ 22 
Beginn der Vollzeitschulpflicht 

… 
(3) Kinder, die zu Beginn des Schuljahres 
noch nicht schulpflichtig sind, können auf 
Antrag der Eltern in die Grundschule aufge-
nommen werden, wenn ihre körperliche, geis-
tige, seelische und soziale Entwicklung er-

 
 
 
(3) Kinder, die bei Beginn der Schulpflicht 
körperlich, geistig, seelisch oder sozial nicht 
genügend entwickelt sind, um mit Erfolg am 
Unterricht in der Eingangsphase der Grund-
schule teilzunehmen, oder bei denen sich 
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warten lässt, dass sie erfolgreich in der Ein-
gangsphase mitarbeiten können. Über den 
Antrag entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. Sie oder er kann für die Entschei-
dung ein schulärztliches und ein schulpsycholo-
gisches Gutachten heranziehen. 

dies während des ersten Schulhalbjahres 
während der Eingangsphase zeigt, können 
bis zum Beginn des nächsten Schuljahres 
einmalig vom Schulbesuch zurückgestellt 
werden, wenn zu erwarten ist, dass sie im 
folgenden Schuljahr mit Erfolg am Unterricht 
der Eingangsphase der Grundschule werden 
teilnehmen können. 
 
(4) Die Schulaufsichtsbehörde soll die Eltern 
der zurückgestellten Kinder verpflichten, 
dass ihre Kinder während der Zeit der Zu-
rückstellung eine geeignete Fördermaßnahme 
wahrnehmen. 
 
(5) Die Zeit der Zurückstellung wird auf die 
Dauer der Vollzeitschulpflicht nicht ange-
rechnet. 

§ 25 
Maßnahmen bei Erziehungskonflikten 

… 
(3) Ordnungsmaßnahmen sind: 
1. Schriftlicher Verweis, 
2. Ausschluss auf Zeit von Schulveranstaltungen 
außerhalb des Unterrichts, 
3. Ausschluss vom Unterricht bis zur Dauer von 
zwei Wochen, 
4. Überweisung in eine Parallelklasse oder eine 
entsprechende organisatorische Gliederung, 
5. Überweisung in eine andere Schule mit dem 
gleichen Bildungsabschluss. 
Die körperliche Züchtigung sowie andere ent-
würdigende Erziehungsmaßnahmen sind verbo-
ten. Ordnungsmaßnahmen sollen pädagogisch 
begleitet werden. Die Maßnahmen nach Satz 1 
Nr. 3 bis 5 sollen nur bei schwerem oder wieder-
holtem Fehlverhalten der Schülerin oder des 
Schülers angewandt werden. 
… 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Körperliche Gewalt und andere entwürdigende 
Maßnahmen sind verboten. Ordnungsmaßnah-
men sollen pädagogisch begleitet werden. Die 
Maßnahmen nach Satz 1 Nr. 3 bis 5 sollen nur 
bei schwerem oder wiederholtem Fehlverhalten 
der Schülerin oder des Schülers angewandt wer-
den. 
… 

§ 27 
Untersuchungen 

… 
(3) Die untersuchende Stelle darf nur das für die 
Schule oder die zuständige Stelle maßgebende 
Ergebnis einer Pflichtuntersuchung mitteilen. 
Daten über Entwicklungsauffälligkeiten und 
gesundheitliche Störungen dürfen grundsätz-
lich nur mit Einwilligung der Betroffenen 
übermittelt werden. Der Einwilligung bedarf es 
nicht, wenn 
1. die Betroffenen trotz eingehender Beratung 
durch die untersuchende Stelle die Einwilligung 
versagt haben und die Übermittlung nach Ent-
scheidung der untersuchenden Stelle im Interes-
se der Schülerin oder des Schülers notwendig 
ist, 
2. die Übermittlung zur Wahrnehmung der 
Dienst- und Fachaufsicht oder innerhalb eines 
Verwaltungs-, Rechtsbehelfs- oder Gerichtsver-
fahrens erforderlich ist. 
 
 
 

 
 
 
(3) Die untersuchende Stelle darf nur das für die 
Schule oder die zuständige Stelle maßgebende 
Ergebnis einer Pflichtuntersuchung mitteilen. 
Wenn es im Einzelfall für die Beschulung er-
forderlich ist, dürfen auch Daten über Ent-
wicklungsauffälligkeiten und gesundheitliche 
Störungen übermittelt werden. Die Gründe für 
die Übermittlung sind zu dokumentieren. Die 
Eltern sind über die Übermittlung und die 
Gründe für die Übermittlung zu informieren. 
In anderen Fällen dürfen solche Daten nur mit 
Einwilligung der Eltern oder der volljährigen 
Schülerin und Schüler übermittelt werden, 
sofern nicht 
1. die Eltern oder die volljährigen Schülerin 
und Schüler trotz eingehender Beratung durch 
die untersuchende Stelle die Einwilligung versagt 
haben und die Übermittlung nach Entscheidung 
der untersuchenden Stelle im Interesse der 
Schülerin oder des Schülers notwendig ist, 
2. die Übermittlung zur Wahrnehmung der 
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(4) Die untersuchende Stelle hat die Schülerin-
nen und Schüler in einer ihrer Einsichtsfähigkeit 
gemäßen Form sowie die Eltern oder die volljäh-
rigen Schülerinnen und Schüler über Sinn und 
Grenzen der Untersuchung und der Datenerhe-
bung zu unterrichten. Besondere Erkenntnisse 
sind den Eltern oder den volljährigen Schülerin-
nen und Schülern mitzuteilen. Schülerinnen, 
Schülern und Eltern ist Gelegenheit zur Bespre-
chung der Testergebnisse, Gutachten und Unter-
suchungsergebnisse und zur Einsichtnahme in 
die Unterlagen zu geben; für minderjährige Schü-
lerinnen und Schüler wird das Recht durch die 
Eltern ausgeübt. § 30 Abs. 8 Satz 2 und Abs. 9 
gilt entsprechend. 
… 

Dienst- und Fachaufsicht oder innerhalb eines 
Verwaltungs-, Rechtsbehelfs- oder Gerichtsver-
fahrens erforderlich ist. 
 
(4) Die untersuchende Stelle hat die Schülerin-
nen und Schüler in einer ihrer Einsichtsfähigkeit 
gemäßen Form sowie die Eltern oder die volljäh-
rigen Schülerinnen und Schüler über Sinn und 
Grenzen der Untersuchung und der Datenerhe-
bung zu unterrichten. Sie hat die Eltern oder 
die volljährigen Schülerin und Schüler in ein-
deutiger Weise darüber aufzuklären, welche 
personenbezogenen Daten für die Zwecke der 
Untersuchung erforderlich sind und welche 
Daten für andere Zwecke erhoben werden 
sollen; die Erhebung für andere Zwecke ist 
nur mit Einwilligung zulässig. Besondere Er-
kenntnisse sind den Eltern oder den volljährigen 
Schülerinnen und Schülern mitzuteilen. Schüle-
rinnen, Schülern und Eltern ist Gelegenheit zur 
Besprechung der Testergebnisse, Gutachten und 
Untersuchungsergebnisse und zur Einsichtnah-
me in die Unterlagen zu geben; für minderjährige 
Schülerinnen und Schüler wird das Recht durch 
die Eltern ausgeübt. § 30 Abs. 8 Satz 2 und Abs. 
9 gilt entsprechend. 
… 

§28 
Schulzwang 

(1) Nimmt eine Schülerin oder ein Schüler ohne 
berechtigten Grund nicht am Unterricht teil oder 
lässt sich nicht untersuchen (§ 27), kann die 
Schule oder die mit der Untersuchung beauftrag-
te Stelle die Zuführung durch unmittelbaren 
Zwang anordnen und die Ordnungsbehörde oder 
eine andere geeignete Stelle um Vollzugsmaß-
nahmen ersuchen. 
… 

§ 28 
Durchsetzung der Schulpflicht 

(1) Nimmt eine Schülerin oder ein Schüler ohne 
berechtigten Grund nicht am Unterricht teil oder 
lässt sich nicht untersuchen (§ 27), kann die 
Schule oder die mit der Untersuchung beauftrag-
te Stelle die Zuführung 
durch unmittelbaren Zwang anordnen und die 
Ordnungsbehörde oder eine andere geeignete 
Stelle um Vollzugsmaßnahmen ersuchen. Die 
Vorschriften des Landesverwaltungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, ber. S. 
534), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. 
Dezember 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 749) über 
den Vollzug von Verwaltungsakten bleiben 
unberührt. 
... 

§ 29 
Warenverkauf, Werbung, Sammlungen, 

Sponsoring und politische Betätigungen 
(1) Waren aller Art dürfen in öffentlichen Schulen 
bei schulischen Veranstaltungen weder angebo-
ten noch verkauft werden. Dies gilt entsprechend 
für den Abschluss sonstiger Geschäfte. 
 
(2) Werbemaßnahmen und Sammlungen, die 
nicht schulischen Zwecken dienen, sind in 
öffentlichen Schulen unzulässig. Ebenso un-
zulässig ist die Weitergabe von Unterlagen über 
Schülerinnen, Schüler oder Eltern zu Werbezwe-
cken und zu sonstigen Erhebungen. Schülerin-
nen und Schüler dürfen nicht für die Durchfüh-
rung von Sammlungen geworben werden. 
… 

 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Werbemaßnahmen und Sammlungen, die 
nicht schulischen Zwecken dienen, sind in 
öffentlichen Schulen unzulässig. Ebenso un-
zulässig ist die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten von Schülerinnen, Schülern oder 
Eltern zu Werbezwecken und zu sonstigen Erhe-
bungen. Schülerinnen und Schüler dürfen nicht 
für die Durchführung von Sammlungen geworben 
werden. 
… 
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§ 30 
Erhebung und Verarbeitung von Daten 

(1) Personenbezogene Daten der Schülerinnen, 
Schüler und Eltern dürfen von den Schulen, den 
Schulträgern und Schulaufsichtsbehörden erho-
ben und verarbeitet werden, soweit dies zur Er-
füllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Es sind 
dies 
1. bei Schülerinnen und Schülern: 
Vor- und Familienname, Tag und Ort der Geburt, 
Geschlecht, Adressdaten (einschließlich Telefon 
und E-Mail-Adresse), Staatsangehörigkeit, Aus-
siedlereigenschaft, Herkunfts- und Verkehrsspra-
che, Konfession, Krankenversicherung, 
Leistungs- und Schullaufbahndaten, Daten über 
das allgemeine Lernverhalten und das Sozialver-
halten, Daten über sonderpädagogischen För-
derbedarf, soweit sie für den Schulbesuch von 
Bedeutung sein können, die Ergebnisse der 
schulärztlichen, schulpsychologischen und son-
derpädagogischen Untersuchungen, bei Berufs-
schülerinnen und Berufsschülern die Daten über 
Vorbildung, Berufsausbildung, Berufspraktikum 
und Berufstätigkeit sowie die Adressdaten (ein-
schließlich Telefon) des Ausbildungsbetriebes 
oder der Praktikumsstelle; 
2. bei Eltern: Name, Adressdaten (einschließlich 
Telefon und E-Mail-Adresse). Schülerinnen, 
Schüler und Eltern haben die erforderlichen An-
gaben zu machen. Sie sind auf die Rechtsgrund-
lage für die Erhebung und Verarbeitung der Da-
ten aufmerksam zu machen. 
 
 
 
 
 
(2) Die Daten der Schulverwaltung dürfen aus-
schließlich mit in der Schule befindlichen Da-
tenverarbeitungsgeräten des Schulträgers verar-
beitet werden. 
… 

 
 
(1) Personenbezogene Daten der Schülerinnen, 
Schüler und Eltern dürfen von den Schulen, den 
Schulträgern und Schulaufsichtsbehörden erho-
ben und verarbeitet werden, soweit dies zur Er-
füllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Es sind 
dies 
1. bei Schülerinnen und Schülern: Vor- und Fa-
milienname, Tag und Ort der Geburt, Geschlecht, 
Adressdaten (einschließlich Telefon und E-Mail-
Adresse), Lichtbild, Staatsangehörigkeit, Aus-
siedlereigenschaft, Herkunfts- und Verkehrsspra-
che, Konfession, Krankenversicherung, 
Leistungs- und Schullaufbahndaten, Daten über 
das allgemeine Lernverhalten und das Sozialver-
halten, Daten über sonderpädagogischen För-
derbedarf, soweit sie für den Schulbesuch von 
Bedeutung sein können, die Ergebnisse der 
schulärztlichen, schulpsychologischen und son-
derpädagogischen Untersuchungen, bei Berufs-
schülerinnen und Berufsschülern die Daten über 
Vorbildung, Berufsausbildung, Berufspraktikum 
und Berufstätigkeit sowie die Adressdaten (ein-
schließlich Telefon) des Ausbildungsbetriebes 
oder der Praktikumsstelle; 
2. bei Eltern: Name, Adressdaten (einschließlich 
Telefon und E-Mail- Adresse). Schülerinnen, 
Schüler und Eltern haben die erforderlichen An-
gaben zu machen. Sie sind auf die Rechtsgrund-
lage für die Erhebung und Verarbeitung der Da-
ten aufmerksam zu machen. Die Erhebung und 
die Verarbeitung eines Lichtbildes sind nur 
mit schriftlicher Einwilligung der Eltern oder 
der volljährigen Schülerin oder des volljähri-
gen Schülers zulässig. 
 
(2) Die Daten der Schulverwaltung dürfen aus-
schließlich mit (…) Datenverarbeitungsgeräten in 
Verantwortung des Schulträgers verarbeitet 
werden. 
… 

§ 38 
Schulleiterwahlausschuss 

… 

 
 
… 
(7) An Förderzentren, die ausschließlich 
Schülerinnen und Schüler fördern, die ein 
Schulverhältnis zu einer anderen öffentlichen 
Schule begründet haben, treten an die Stelle 
der Vertreterinnen und Vertreter der Eltern 
gemäß Absatz 5 Satz 1 weitere Vertreterinnen 
und Vertreter der Lehrkräfte. Im Fall des Ab-
satzes 6 setzt sich der Schulleiterwahlaus-
schuss zusammen aus der Anzahl der Lehr-
kräfte und der entsprechenden Anzahl von 
Vertreterinnen und Vertretern des Schulträ-
gers. 

§ 39 
Verfahren 

(1) Die Stellen der Schulleiterinnen und Schullei-
ter sind auszuschreiben. 
 
(2) Das für Bildung zuständige Ministerium soll 

 
 
… 
 
 
(2) Das für Bildung zuständige Ministerium soll 
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dem Schulleiterwahlausschuss aus den einge-
gangenen Bewerbungen bis zu vier geeignete 
Personen zur Wahl stellen. Dabei sollen weibli-
che und männliche Personen gleichermaßen 
berücksichtigt werden. Bewerbungen von Lehr-
kräften aus der betroffenen Schule dürfen nur 
berücksichtigt werden, wenn besondere 
Gründe dafür vorliegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Das Vorschlagsrecht nach Absatz 4 erlischt, 
wenn der Schulleiterwahlausschuss innerhalb 
einer Frist von sechs Unterrichtswochen nach 
Zugang der Bewerbungsunterlagen beim Schul-
träger keine Wahl vornimmt. 
 
(4) Gewählt und damit dem für Bildung zuständi-
gen Ministerium zur Ernennung vorgeschlagen 
ist, wer mehr als die Hälfte der gesetzlichen Zahl 
der Stimmen erhält. Wird diese Mehrheit nicht 
erreicht, wird über dieselben vorgeschlagenen 
Personen erneut abgestimmt. Erhält auch dann 
niemand die erforderliche Mehrheit, findet eine 
Stichwahl zwischen zwei Personen statt, bei der 
gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. Die 
Personen nehmen an der Stichwahl in der Rei-
henfolge der auf sie entfallenen Stimmenzahlen 
teil. Bei gleicher Stimmenzahl erlischt das Vor-
schlagsrecht. 
 
(5) Im Übrigen bleiben die dienstrechtlichen Vor-
schriften unberührt. 

dem Schulleiterwahlausschuss aus den einge-
gangenen Bewerbungen bis zu vier geeignete 
Personen zur Wahl stellen. Dabei sollen weibli-
che und männliche Personen gleichermaßen 
berücksichtigt werden. (…). 
 
 
 
 
(3) Bei einer Erstausschreibung sind nur ex-
terne Bewerbungen zu berücksichtigen. Führt 
die erste Ausschreibung zu keinem Ergebnis, 
können in weiteren Ausschreibungen auch 
bereits an der betreffenden Schule tätige 
Lehrkräfte sich um die Stelle bewerben. An-
dere sachliche Gründe für den Abbruch eines 
Bewerbungsverfahrens bleiben unberührt. 
 
(4) Das Vorschlagsrecht nach Absatz 5 erlischt, 
wenn der Schulleiterwahlausschuss innerhalb 
einer Frist von sechs Unterrichtswochen nach 
Zugang der Bewerbungsunterlagen beim Schul-
träger keine Wahl vornimmt. 
 
(5) Gewählt und damit … . 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Im Übrigen bleiben … . 

§ 41 
Grundschule 

(1) Die Grundschule vermittelt Schülerinnen 
und Schülern Grundlagen der Bildung und 
des Lernens, Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten in einem für alle Schülerinnen 
und Schüler gemeinsamen Bildungsgang. 
Dabei ist die unterschiedliche Lernentwick-
lung der Kinder Grundlage für eine individuel-
le Förderung. 
… 

 
 
(1) Die Grundschule vermittelt Schülerinnen 
und Schülern grundlegende Fähigkeiten, Fer-
tigkeiten und Kenntnisse in einem für alle 
Schülerinnen und Schüler gemeinsamen Bil-
dungsgang. Dabei ist die unterschiedliche 
Lernentwicklung der Kinder Grundlage für 
eine individuelle Förderung ihrer kognitiven, 
emotionalen, sozialen, kreativen und körper-
lichen Fähigkeiten. 
… 

§ 42 
Regionalschule 

(1) Die Regionalschule vermittelt im An-
schluss an die Grundschule eine allgemeine 
und berufsorientierende Bildung und schafft 
die Voraussetzungen für eine berufliche Qua-
lifizierung auch auf Grundlage von gesteiger-
ten Anforderungen und eröffnet daneben wei-
tere schulische Bildungsgänge. Als differen-
zierte Schulart umfasst sie den Bildungsgang 
zum Erwerb des Hauptschulabschlusses 

§ 42 
- gestrichen - 
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nach Besuch der Jahrgangsstufe neun und 
den Bildungsgang zum Erwerb des Real-
schulabschlusses nach Besuch der Jahr-
gangsstufe zehn. Beide Bildungsgänge 
schließen mit einer Prüfung ab. Den unter-
schiedlichen Leistungsmöglichkeiten der 
Schülerinnen und Schüler kann sowohl durch 
Unterricht in binnendifferenzierender Form 
als auch durch Unterricht in nach Leistungs-
fähigkeit und Neigung der Schülerinnen und 
Schüler differenzierten Lerngruppen sowie in 
abschlussbezogenen Klassenverbänden ent-
sprochen werden. 
 
(2) Schülerinnen und Schüler im Bildungs-
gang zum Erwerb des Realschulabschlusses 
erwerben mit der Versetzung in die zehnte 
Jahrgangsstufe den Hauptschulabschluss. 
Schülerinnen oder Schüler dieses Bildungs-
ganges können aufgrund des im ersten Halb-
jahr der Jahrgangsstufe neun erreichten Leis-
tungsstandes verpflichtet werden, an einer 
Prüfung zum Erwerb des Hauptschulab-
schlusses teilzunehmen. Die Einzelheiten des 
Verfahrens, insbesondere die Voraussetzun-
gen der Verpflichtung zur Teilnahme an Prü-
fungen und deren Ausgestaltung, regelt das 
für Bildung zuständige Ministerium durch 
Verordnung. 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 können 
ab der Jahrgangsstufe acht flexible Über-
gangsphasen gebildet werden, die drei Jahre 
dauern und die Schülerinnen und Schüler auf 
den Hauptschulabschluss vorbereiten sollen. 
Der Besuch der flexiblen Übergangsphase ist 
freiwillig. 

§ 43 
Gemeinschaftsschule 

(1) In der Gemeinschaftsschule können Ab-
schlüsse der Sekundarstufe I in einem gemein-
samen Bildungsgang ohne Zuordnung zu unter-
schiedlichen Schularten erreicht werden. Den 
unterschiedlichen Leistungsmöglichkeiten der 
Schülerinnen und Schüler kann sowohl durch 
Unterricht in binnendifferenzierender Form als 
auch durch Unterricht in nach Leistungsfähigkeit 
und Neigung der Schülerinnen und Schüler diffe-
renzierten Lerngruppen sowie in abschlussbezo-
genen Klassenverbänden entsprochen werden. 
 
(2) Mit der Versetzung in die zehnte Jahrgangs-
stufe erwerben die Schülerinnen und Schüler den 
Hauptschulabschluss. Davon unberührt können 
die Schülerinnen oder Schüler aufgrund des im 
ersten Halbjahr der Jahrgangsstufe neun erreich-
ten Leistungsstandes verpflichtet werden, an 
einer Prüfung zum Erwerb des Hauptschulab-
schlusses teilzunehmen. § 42 Abs. 2 Satz 3 und 
Abs. 3 gilt entsprechend. 
 
 
 

 
 
(1) In der Gemeinschaftsschule können Ab-
schlüsse der Sekundarstufe I in einem gemein-
samen Bildungsgang ohne Zuordnung zu unter-
schiedlichen Schularten erreicht werden. Den 
unterschiedlichen Leistungsmöglichkeiten der 
Schülerinnen und Schüler kann sowohl durch 
Unterricht in binnendifferenzierender Form als 
auch durch Unterricht in nach Leistungsfähigkeit 
und Neigung der Schülerinnen und Schüler diffe-
renzierten Lerngruppen sowie in abschlussbezo-
genen Klassenverbänden entsprochen werden. 
 
(2) Mit der Versetzung in die zehnte Jahrgangs-
stufe erwerben die Schülerinnen und Schüler den 
Hauptschulabschluss. Davon unberührt können 
die Schülerinnen oder Schüler aufgrund des im 
ersten Halbjahr der Jahrgangsstufe neun erreich-
ten Leistungsstandes verpflichtet werden, an 
einer Prüfung zum Erwerb des Hauptschulab-
schlusses teilzunehmen. Die Einzelheiten des 
Verfahrens, insbesondere die Voraussetzun-
gen der Verpflichtung zur Teilnahme an Prü-
fungen und deren Ausgestaltung, regelt das 
für Bildung zuständige Ministerium durch 
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(3) Gemeinschaftsschulen entstehen auf Antrag 
der Schulträger durch die Verbindung von Schu-
len verschiedener Schularten oder durch eine 
Schulartänderung auf der Grundlage eines von 
den Schulen zu erarbeitenden pädagogischen 
Konzepts. Die Schulträger hören die betroffenen 
Schulen vor Antragstellung an. Die Änderung des 
pädagogischen Konzepts bedarf der Genehmi-
gung der Schulaufsichtsbehörde. Der Schulträger 
ist anzuhören. Die Genehmigung kann insbeson-
dere dann versagt werden, wenn die Änderung 
zusätzlichen Sach- oder Raumbedarf verursacht. 
 
(4) Die Gemeinschaftsschule kann eine gymna-
siale Oberstufe entsprechend § 44 Abs. 4 haben. 
Ein öffentliches Bedürfnis nach § 59 Satz 2 in 
Verbindung mit § 58 Abs. 2 gilt als gegeben, 
wenn  
1. die Anzahl der Schülerinnen und Schüler an 
der Gemeinschaftsschule selbst zuzüglich der 
Schülerinnen und Schüler umliegender Schulen 
erwarten lässt, dass spätestens drei Jahre nach 
Eintritt des ersten Jahrgangs in die Einführungs-
phase der Oberstufe dauerhaft eine Anzahl von 
mindestens 50 Schülerinnen und Schülern in der 
Einführungsphase der Oberstufe erreicht wird, 
und 
2. infolge der Erweiterung um die Oberstufe der 
Bestand einer allgemein bildenden Schule mit 
Oberstufe oder eines Beruflichen Gymnasiums, 
die oder das bisher allein die Erreichbarkeit einer 
Oberstufe dieser Schulart in zumutbarer Entfer-
nung gewährleistet, nicht gefährdet wird. Eine 
Genehmigung kann erst erteilt werden, wenn die 
Gemeinschaftsschule mindestens bis zur Jahr-
gangsstufe neun aufgewachsen ist. 

Verordnung. 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 können ab der 
Jahrgangsstufe acht flexible Übergangspha-
sen gebildet werden, die drei Jahre dauern 
und die Schülerinnen und Schüler auf den 
Hauptschulabschluss vorbereiten sollen. Der 
Besuch der flexiblen Übergangsphase ist 
freiwillig. Absatz 2 Satz 1 und 2 findet keine 
Anwendung. 
 
(4) Gemeinschaftsschulen entstehen auf Antrag 
der Schulträger durch die Verbindung von Schu-
len verschiedener Schularten oder durch eine 
Schulartänderung auf der Grundlage eines von 
den Schulen zu erarbeitenden pädagogischen 
Konzepts. 
… 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Gemeinschaftsschule kann eine gymna-
siale Oberstufe entsprechend § 44 Abs. 4 haben, 
soweit nach § 59 Satz 2 in Verbindung mit § 
58 Abs. 2 hierfür ein öffentliches Bedürfnis 
besteht, das nicht durch Aufnahmemöglich-
keiten an der Oberstufe einer anderen Schule 
gedeckt werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Im Einvernehmen mit dem jeweiligen 
Schul- oder Anstaltsträger können Gemein-
schaftsschulen ohne gymnasiale Oberstufe 
mit allgemein bildenden Schulen mit gymna-
sialer Oberstufe oder mit Beruflichen Gymna-
sien zusammenarbeiten. Die fachliche und 
pädagogische Zusammenarbeit der Schulen 
ist schriftlich zu dokumentieren (Kooperati-
onsvereinbarung). Der jeweilige Schul- oder 
Anstaltsträger ist frühzeitig zu beteiligen. 
Nach Zustimmung durch die Schulkonferenz 
(§ 63 Abs. 1 Nr. 17) oder die Pädagogische 
Konferenz (§ 108 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5) schlie-
ßen die Schulleiterinnen oder die Schulleiter 
die Kooperationsvereinbarung. Die Koopera-
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tionsvereinbarung wird wirksam, sobald sie 
von dem jeweiligen Schul- oder Anstaltsträ-
ger bei dem für Bildung zuständigen Ministe-
rium angezeigt wird. Haben die Schulen un-
terschiedliche Träger, bedarf es der Anzeige 
durch beide. Schülerinnen und Schüler der 
Gemeinschaftsschule ohne gymnasiale Ober-
stufe haben bei Erfüllung der schulischen 
Leistungsvoraussetzungen einen grundsätz-
lichen Anspruch auf Aufnahme in die koope-
rierende Schule mit gymnasialer Oberstufe 
oder in das kooperierende Berufliche Gymna-
sium. Das Leistungsprinzip beim Übertritt in 
eine gymnasiale Oberstufe bleibt unberührt. 
Der Anspruch auf Aufnahme in die kooperie-
rende Schule kann im Konfliktfall durch das 
Leistungsprinzip eingeschränkt werden. 

§ 44 
Gymnasium 

(1) Das Gymnasium vermittelt nach Begabung 
und Leistung geeigneten Schülerinnen und Schü-
lern im Anschluss an die Grundschule eine all-
gemeine Bildung, die den Anforderungen für die 
Aufnahme eines Hochschulstudiums und einer 
vergleichbaren Berufsausbildung entspricht. 
 
(2) Das Gymnasium umfasst acht Schulleistungs-
jahre in fünf Jahrgangsstufen (achtjähriger Bil-
dungsgang) oder neun Schulleistungsjahre in 
sechs Jahrgangsstufen (neunjähriger Bildungs-
gang) zuzüglich einer sich jeweils anschließen-
den dreijährigen Oberstufe. Die Schülerinnen 
und Schüler erwerben mit der Versetzung in die 
zehnte Jahrgangsstufe den Hauptschulabschluss 
und mit der Versetzung in die elfte Jahrgangsstu-
fe den Realschulabschluss. In der Oberstufe 
können schulische Voraussetzungen für den 
Zugang zur Fachhochschule vermittelt werden. 
Das Gymnasium schließt mit der Abiturprüfung 
ab. Die bestandene Abiturprüfung enthält die 
Hochschulzugangsberechtigung. 
 
(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter be-
schließt im Einvernehmen mit der Schulkonfe-
renz und dem Schulträger, ob an der Schule ein 
acht oder ein neunjähriger Bildungsgang oder 
beide Bildungsgänge angeboten werden. Der 
Beschluss bedarf der Genehmigung des für Bil-
dung zuständigen Ministeriums. Sieht der Be-
schluss vor, beide Bildungsgänge an der Schule 
anzubieten, unterliegt der Genehmigung auch die 
Anzahl der Lerngruppen, die bei Aufnahme der 
Schülerinnen und Schüler in die Jahrgangsstufe 
fünf für jeden Bildungsgang gebildet werden. 
Kann ein Einvernehmen nach Satz 1 nicht her-
gestellt werden, entscheidet das für Bildung zu-
ständige Ministerium über das Angebot der 
Schule und die Anzahl der Lerngruppen. Es kann 
eine Änderung des Angebotes der Schule insbe-
sondere dann versagen, wenn diese zusätzlichen 
Sach- oder Raumbedarf verursacht. Es kann 
durch Verordnung die Mindestgröße der Lern-
gruppen je Bildungsgang festlegen, soweit an 
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einem Gymnasium beide Bildungsgänge angebo-
ten werden. 
 
(4) Gymnasien sollen eine Oberstufe haben. In 
der Oberstufe werden die Schülerinnen und 
Schüler in einer Einführungs- und in einer Quali-
fikationsphase unterrichtet. Im Rahmen einer 
Profiloberstufe wird vertiefte Allgemeinbildung 
vermittelt und die Schülerinnen und Schüler set-
zen nach ihrer Neigung durch Auswahl eines 
Profils Schwerpunkte in ihrer schulischen Bil-
dung. 

 
 
… 
(4) Gymnasien müssen eine Oberstufe haben. In 
der Oberstufe werden die Schülerinnen und 
Schüler in einer Einführungs- und in einer Quali-
fikationsphase unterrichtet. Im Rahmen einer 
Profiloberstufe wird vertiefte Allgemeinbildung 
vermittelt und die Schülerinnen und Schüler set-
zen nach ihrer Neigung durch Auswahl eines 
Profils Schwerpunkte in ihrer schulischen Bil-
dung. 

§ 46 
Halligschulen 

Auf den Halligen werden in eigenständigen Un-
terrichtseinrichtungen schulpflichtige Kinder in 
einer Lerngruppe bis zur Jahrgangsstufe neun 
unterrichtet (Halligschulen). Die Aufnahme in die 
Lerngruppe führt zur Begründung eines Schul-
verhältnisses nach § 21 Abs. 1. Die für die 
Grundschule und die Regionalschule geltenden 
Bestimmungen dieses Gesetzes und der Verord-
nungen nach § 126 Abs. 2 finden 
entsprechende Anwendung. Eine Halligschule ist 
zur Durchführung von Prüfungen und der Ertei-
lung von Abschlüssen berechtigt, soweit durch 
die Beteiligung einer weiterführenden allgemein 
bildenden Schule an der Unterrichtsgestaltung 
und dem Prüfungsverfahren der Bildungsauf-
trag der Regionalschule erfüllt werden kann. 

 
 
Auf den Halligen werden in eigenständigen Un-
terrichtseinrichtungen schulpflichtige Kinder in 
einer Lerngruppe bis zur Jahrgangsstufe neun 
unterrichtet (Halligschulen). Die Aufnahme in die 
Lerngruppe führt zur Begründung eines Schul-
verhältnisses nach § 21 Abs. 1. Die für die 
Grundschule und die Gemeinschaftsschule 
geltenden Bestimmungen dieses Gesetzes und 
der Verordnungen nach § 126 Abs. 2 finden ent-
sprechende Anwendung. Eine Halligschule ist 
zur Durchführung von Prüfungen und der Ertei-
lung von Abschlüssen berechtigt, soweit durch 
die Beteiligung einer weiterführenden allgemein 
bildenden Schule an der Unterrichtsgestaltung 
und dem Prüfungsverfahren die Anforderungen 
an Abschlüsse der Sekundarstufe I erfüllt 
werden können. 

§ 48 
Umfang der Aufgaben 

(1) Die Schulträger haben die Aufgaben, 
1. Schulentwicklungspläne aufzustellen und re-
gelmäßig fortzuschreiben und sich an der Ab-
stimmung eines Schulentwicklungsplanes auf 
Kreisebene zu beteiligen, 
… 

 
 
 
1. unter Berücksichtigung der Planungen 
umliegender Schulträger Schulentwicklungs-
pläne aufzustellen und regelmäßig fortzuschrei-
ben und sich an der Abstimmung eines Schul-
entwicklungsplanes auf Kreisebene zu beteiligen, 
... 

§ 52 
Mindestgröße von Schulen 

Das für Bildung zuständige Ministerium kann 
durch Verordnung die Mindestgröße von Schulen 
der jeweiligen Schulart bestimmen. 

 
 
Das für Bildung zuständige Ministerium kann 
durch Verordnung die Mindestgröße von Schulen 
der jeweiligen Schulart bestimmen. In begründe-
ten Ausnahmefällen zur Sicherstellung der 
schulischen Versorgung, insbesondere im 
ländlichen Raum kann das Ministerium Aus-
nahmen von den Mindestgrößen zulassen. 

§ 55 
Trägerschaft in besonderen Fällen 

… 
(3) In den Fällen des § 46 finden die Bestim-
mungen zu der Trägerschaft von Grund- und 
Regionalschulen entsprechende Anwendung. 

 
 
... 
(3) In den Fällen des § 46 findet § 53 Satz 1 
entsprechende Anwendung. 

§ 59 
Auflösung und Änderung 

Auf die Auflösung und die Änderung einer Schule 
ist § 58 Abs. 1 und 2 entsprechend anzuwen-
den. Zur Änderung einer Schule zählen die Er-
weiterung um eine Oberstufe und die Einführung 
oder der Wegfall einer Schulart. 

 
 
Auf die Auflösung und die Änderung einer Schule 
ist § 58 (…) entsprechend anzuwenden. Zur Än-
derung einer Schule zählen die Erweiterung um 
eine Oberstufe und die Einführung oder der Weg-
fall einer Schulart. 

§ 60  
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Organisatorische Verbindung 
(1) Die Schulträger können Schulen oder Teile 
von Schulen derselben oder unterschiedli-
cher Schulart zu einer neuen Schule im Sinne 
dieses Gesetzes zusammenfassen (organisa-
torische Verbindung). Die organisatorische 
Verbindung bedarf der Genehmigung der Schul-
aufsichtsbehörde. Sie führt zur Auflösung voll-
ständig eingebundener Schulen; § 58 Abs. 1 und 
2 und § 59 Satz 1 finden keine Anwendung. Die 
an den aufgelösten Schulen zum Zeitpunkt der 
organisatorischen Verbindung vorhandenen 
Lehrkräfte nach § 34 Abs. 1 und 2 sind mit der 
Entstehung der neuen Schule an diese versetzt; 
die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst sind der 
neuen Schule zur Ausbildung zugewiesen. 
… 

 
(1) Die Schulträger können Schulen oder Teile 
von Schulen nach Maßgabe des § 9 Abs. 2 zu 
einer neuen Schule im Sinne dieses Gesetzes 
zusammenfassen (organisatorische Verbin-
dung). 
… 

§ 63 
Aufgaben und Verfahren der Schulkonferenz 

(1) Die Schulkonferenz beschließt im Rahmen 
der geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten über 
1. Grundsätze der Erziehungs- und Unterrichts-
arbeit an der Schule, 
2. das Schulprogramm (§ 3 Abs. 1), 
3. Grundsatzfragen der Anwendung von Rah-
menrichtlinien und Lehrplänen, von Stundenta-
feln und Lehrmethoden, 
4. Grundsätze für die Einführung von Schulbü-
chern und die Auswahl von Lehr- und Lernmit-
teln, 
5. Grundsätze der Anwendung einheitlicher Maß-
stäbe für die Leistungsbewertung und Verset-
zung innerhalb der Schule sowie der Zeugniser-
teilung, 
6. Grundsätze eines Förderkonzepts, 
7. Grundsätze für Hausaufgaben und Klassenar-
beiten, 
8. Grundsätze für den schulart-, jahrgangs-, fä-
cher- und lernbereichsübergreifenden Unterricht 
(§ 5 Abs. 3) und die Form der Differenzierung 
einschließlich der Bildung gemeinsamer Lern-
gruppen, 
9. Grundsätze für die Mitarbeit von Eltern und 
anderen Personen im Unterricht und bei sonsti-
gen Schulvera staltungen (§ 34 Abs. 7), 
10. die Ausgestaltung der Eingangsphase der 
Grundschule (§ 41 Abs. 2), 
11. die Schulordnung einschließlich der Haus- 
und Pausenordnung und der Grundsätze der 
Aufsichtsführung sowie Grundsatzfragen der 
Aufrechterhaltung der Ordnung an der Schule, 
12. die Stellung des Antrags auf Durchführung 
eines Schulversuchs (§ 138 Abs. 2), 
13. die Einführung der Ganztagsschule, 
14. die Einrichtung und den Umfang von Betreu-
ungsangeboten (§ 6 Abs. 5), 
15. wichtige Fragen der Zusammenarbeit mit 
Eltern, Schülerinnen und Schülern und deren 
Vertretung, 
16. Grundsätze der Zusammenarbeit mit außer-
schulischen Einrichtungen und Institutionen (§ 3 
Abs. 3), 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. Grundsätze für den schulart-, jahrgangs-, fä-
cher- und lernbereichsübergreifenden Unterricht 
(§ 5 Abs. 4) und die Form der Differenzierung 
einschließlich der Bildung gemeinsamer Lern-
gruppen, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(neu): 
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17. die Festlegung der täglichen Unterrichtszeit 
und die Zahl der Unterrichtstage in der Woche 
und die Daten der beweglichen Ferientage, 
18. die Festlegung von Merkmalen für die Auf-
nahme von Schülerinnen und Schülern bei be-
grenzter Aufnahmemöglichkeit, 
19. Grundsätze für Schulausflüge sowie Be-
triebserkundungen, Betriebspraktika, Wirt-
schaftspraktika, Praxiswochen und Praxistage, 
20. Veranstaltungen der Schule, 
21. Maßnahmen der Schule zur Schulwegsiche-
rung, insbesondere Schulwegpläne, und den 
Einsatz von Schülerlotsen, 
22. Vorschläge bei der Namensgebung für die 
Schule, 
23. Maßnahmen zur Rationalisierung der Arbeit 
an der Schule sowie Empfehlungen für die Ver-
wendung technischer Unterrichtsmittel, 
24. Ausnahmen vom Verbot des Warenverkaufs 
und den Abschluss sonstiger Geschäfte (§ 29 
Abs. 6 Satz 1), 
25. grundsätzliche Fragen der Zusammenarbeit 
mit dem Schulträger, den Trägern der Jugendhil-
fe, den Berufsberatungsstellen, den zuständigen 
Stellen nach dem Berufsbildungsgesetz vom 23. 
März 2005 (BGBl I S. 931), zuletzt geändert 
durch Artikel 232 der Verordnung vom 31. Okto-
ber 2006 (BGBl I S. 2407/2435) und anderen 
Stellen, 
26. Stellungnahmen zu Vorschlägen und Be-
schwerden von Schülerinnen, Schülern und El-
tern, soweit diese eine über den Einzelfall hi-
nausgehende Bedeutung haben, 
27. Maßnahmen zur Förderung der Gleichstel-
lung der Geschlechter und zur Wahrung des 
Gleichberechtigungsgebots, 
28. Folgerungen aus Ergebnissen externer Eva-
luationen und sonstiger Maßnahmen der Quali-
tätssicherung und -entwicklung, 
29. sonstige Angelegenheiten, die der Konferenz 
von den Schulaufsichtsbehörden übertragen 
sind. 
… 

17. das Eingehen einer Schulpartnerschaft 
und den Abschluss einer Kooperationsver-
einbarung nach § 43 Abs. 6 Satz 2, 
 
 
Die Nummern 17 bis 29 werden die Nummern 
18 bis 30. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
28. … 
 
 
29. Folgerungen aus Ergebnissen von Evaluati-
onen und sonstigen Maßnahmen der Qualitäts-
sicherung und -entwicklung, 
30. … 
… 

§ 66 
Fachkonferenzen 

… 
(3) Die Fachkonferenz beschließt Vorschläge 
über 
1. didaktische und methodische Fragen eines 
Faches, 
2. die Ausgestaltung der Rahmenrichtlinien und 
Lehrpläne sowie die Umsetzung der Bildungs-
standards sowie die Abstimmung des schulinter-
nen Fachcurriculums, 
3. die Erstellung und Auswertung von Ver-
gleichs- und Parallelarbeiten, 
 
 
4. die fachliche Fort- und Weiterbildung der Lehr-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. die Erstellung und Auswertung von Paral-
lelarbeiten sowie die Auswertung von Ver-
gleichs- und Abschlussarbeiten und das je-
weilige Fach betreffende Evaluationen, 
… 
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kräfte, 
5. die Verwendung von Haushaltsmitteln für das 
Fach, 
6. die Einführung und Anschaffung neuer Lehr- 
und Lernmittel, insbesondere die Einführung von 
Schulbüchern, 
7. den Aufbau von Sammlungen sowie die Ein-
richtung von Fachräumen und Werkstätten, 
8. die Zusammenarbeit mit anderen Fachkonfe-
renzen, 
9. sonstige Angelegenheiten, die der Fachkonfe-
renz von den Schulaufsichtsbehörden übertragen 
sind. 
… 

§ 73 
Kreiselternbeirat 

(1) In den Kreisen und kreisfreien Städten wer-
den Kreiselternbeiräte jeweils gebildet für 
1. die Grundschulen und Förderzentren, 
2. die Regionalschulen, 
3. die Gymnasien, 
4. die Gemeinschaftsschulen. 

 
(2) Die Kreiselternbeiräte für die Regionalschu-
len, Gymnasien und Gemeinschaftsschulen wer-
den von je einem Mitglied der bestehenden 
Schulelternbeiräte gebildet. Der Kreiselternbeirat 
für die Grundschulen und Förderzentren umfasst 
höchstens zwölf Mitglieder, die von den Delegier-
ten der vorhandenen Schulelternbeiräte aus de-
ren Mitte gewählt werden. Sind in einer Schule 
Schulen oder Teile von Schulen verschiedener 
Schularten organisatorisch verbunden, wird die 
Elternvertretung dieser Schule an der Bildung 
des Kreiselternbeirats der jeweils betroffenen 
Schulart beteiligt. 
… 

 
 
(1) In den Kreisen und kreisfreien Städten wer-
den Kreiselternbeiräte jeweils gebildet für 
1. die Grundschulen und Förderzentren, 
2. die Gemeinschaftsschulen, 
3. die Gymnasien. 
 
 
(2) Die Kreiselternbeiräte für die (…) Gymnasien 
und Gemeinschaftsschulen werden von je einem 
Mitglied der bestehenden Schulelternbeiräte 
gebildet. 
… 

§ 74 
Landeselternbeirat 

(1) Im Land werden Landeselternbeiräte gebildet 
jeweils für 
1. die Grundschulen und Förderzentren, 
2. die Regionalschulen, 
3. die Gymnasien, 
4. die Gemeinschaftsschulen. 
… 
 
(4) Der Landeselternbeirat vertritt die Anliegen 
der Eltern der jeweiligen Schulart auf Landes-
ebene und unterstützt die Arbeit der Schul- und 
Kreiselternbeiräte. Er berät das für Bildung zu-
ständige Ministerium in wichtigen allgemeinen 
Fragen des Erziehungs- und Schulwesens, durch 
die Belange der Eltern berührt werden, insbe-
sondere bei der Änderung von Stundentafeln 
und Vorschriften über die Zulassung von 
Lehr- und Lernmitteln. Das für Bildung zustän-
dige Ministerium hat den Landeselternbeirat über 
alle grundsätzlichen, die Schulen gemeinsam 
interessierenden Fragen zu unterrichten und ihm 
die notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

 
 
(1) Im Land werden Landeselternbeiräte gebildet 
jeweils für 
1. die Grundschulen und Förderzentren, 
2. die Gemeinschaftsschulen, 
3. die Gymnasien. 
 
 
 
(4) Der Landeselternbeirat vertritt die Anliegen 
der Eltern der jeweiligen Schulart auf Landes-
ebene und unterstützt die Arbeit der Schul- und 
Kreiselternbeiräte. Er berät das für Bildung zu-
ständige Ministerium in wichtigen allgemeinen 
Fragen des Erziehungs- und Schulwesens, durch 
die Belange der Eltern berührt werden, insbe-
sondere bei der Änderung von Stundentafeln 
(…). 
… 

§ 77 
Amtszeit 
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(1) Die Amtszeit der Elternbeiräte und der Eltern-
beiratsvorstände beträgt zwei Schuljahre. Abwei-
chend von Satz 1 wird der Elternbeirat in der 
Jahrgangsstufe neun des achtjährigen Bildungs-
ganges des Gymnasiums für die Dauer von ei-
nem Schuljahr und in der Sekundarstufe II (§ 8) 
für die Dauer des Bildungsganges gewählt. 
… 

(1) Die Amtszeit der Elternbeiräte und der Eltern-
beiratsvorstände beträgt zwei Schuljahre. Abwei-
chend von Satz 1 wird der Elternbeirat in der 
Jahrgangsstufe sieben des achtjährigen Bil-
dungsganges des Gymnasiums für die Dauer 
von drei Schuljahren und in der 
Sekundarstufe II (§ 8) für die Dauer des Bil-
dungsganges gewählt. 
… 

§ 80 
Tätigkeit der Schülervertreterinnen und Schü-

lervertreter 
… 
(4) Die Kosten der Schülervertretungen und de-
ren Arbeitsgemeinschaften tragen im Rahmen 
der in den Haushaltsplänen zur Verfügung ge-
stellten Mittel 
1. in der Schule der Schulträger, 
2. für die Kreisschülervertretungen die Kreise 
und kreisfreien Städte, 
3. für die Landesschülervertretungen das Land. 
Das für Bildung zuständige Ministerium legt 
durch Verordnung Mindestsätze für die Kos-
tenübernahme fest. 
... 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das für Bildung zuständige Ministerium kann 
durch Verordnung Mindestsätze für die Kos-
tenübernahme festlegen. 
... 

§ 82 
Kreisschülervertretung 

… 
(4) Das Kreisschülerparlament setzt sich aus je 
zwei Mitgliedern der Schülerschaft der einzel-
nen Schule zusammen. Jedes Mitglied kann 
sich im Verhinderungsfall von einer Stellvertrete-
rin oder einem Stellvertreter vertreten lassen. 
Das Kreisschülerparlament wählt jeweils aus 
seiner Mitte die Kreisschülersprecherin oder den 
Kreisschülersprecher und eine Stellvertreterin 
oder einen Stellvertreter. 

 
 
… 
(4) Das Kreisschülerparlament setzt sich aus je 
zwei Delegierten der Schülerschaft der einzel-
nen Schule zusammen. Jede oder jeder Dele-
gierte kann sich im Verhinderungsfall von einer 
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter vertreten 
lassen. Das Kreisschülerparlament wählt jeweils 
aus seiner Mitte die Kreisschülersprecherin oder 
den Kreisschülersprecher und eine Stellvertrete-
rin oder einen Stellvertreter. 

§ 83 
Landesschülervertretung 

… 
(4) Das Landesschülerparlament setzt sich aus je 
einem Mitglied der Schülerschaft der einzelnen 
Schule zusammen. Die Schülerschaft jeder Er-
satzschule kann eine Schülerin oder einen Schü-
ler als Mitglied in das Landesschülerparlament 
nach Satz 1 entsenden, deren Schulart sie ent-
spricht oder der sie vergleichbar ist. Jedes Mit-
glied kann sich im Verhinderungsfall von einer 
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter vertreten 
lassen. Das Landesschülerparlament wählt je-
weils aus seiner Mitte die Landesschülerspreche-
rin oder den Landesschülersprecher und eine 
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. 

 
 
 
(4) Das Landesschülerparlament setzt sich aus je 
einer oder einem Delegierten der Schülerschaft 
der einzelnen Schule zusammen. Die Schüler-
schaft jeder Ersatzschule kann eine Schülerin 
oder einen Schüler als Delegierte oder Dele-
gierten in das Landesschülerparlament nach 
Satz 1 entsenden, deren Schulart sie entspricht 
oder der sie vergleichbar ist. Jede oder jeder 
Delegierte kann sich im Verhinderungsfall von 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter 
vertreten lassen. Das Landesschülerparlament 
wählt jeweils aus seiner Mitte die Landesschüler-
sprecherin oder den Landesschülersprecher und 
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. 

§ 97 
Konferenzen 

… 
(2) Die §§ 64 bis 68 finden auf öffentliche berufs-
bildende Schulen entsprechende Anwendung. § 
66 Abs. 1 findet mit der Maßgabe Anwendung, 
dass Mitglieder der Fachkonferenz die Lehrkräfte 
sind, die für das entsprechende Fach, die Schul-
art oder den Ausbildungsberuf die Lehrbefähi-

 
 
… 
(2) Die §§ 64 bis 68 finden auf öffentliche berufs-
bildende Schulen entsprechende Anwendung. 
Abweichend von § 64 Abs. 3 Nr. 4 beschließt 
die Klassenkonferenz unter Vorsitz der Schul-
leiterin oder des Schulleiters über den Antrag 
auf Überweisung in eine andere Schule mit 
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gung haben oder in ihm unterrichten. An den 
Fachkonferenzen der berufsbildenden Schulen 
sollen zudem je eine Vertreterin oder ein Vertre-
ter der Arbeitnehmer- und der Arbeitgeberseite 
aus der Ausbildungspraxis ohne Stimmrecht 
teilnehmen. Sie werden jeweils von den Arbeit-
nehmervertretungen nach § 135 Abs. 3 Nr. 7 und 
den zuständigen Kammern für zwei Jahre be-
nannt. 

dem gleichen Bildungsabschluss nach § 25 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 5; sie hat der Schulkonfe-
renz über ihre diesbezüglichen Beschlüsse 
und ihre Gründe dafür zu berichten. § 66 Abs. 
1 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass Mit-
glieder der Fachkonferenz die Lehrkräfte sind, 
die für das entsprechende Fach, die Schulart 
oder den Ausbildungsberuf die Lehrbefähigung 
haben oder in ihm unterrichten. An den Fachkon-
ferenzen der berufsbildenden Schulen sollen 
zudem je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Arbeitnehmer- und der Arbeitgeberseite aus der 
Ausbildungspraxis ohne Stimmrecht teilnehmen. 
Sie werden jeweils von den Arbeitnehmervertre-
tungen nach § 135 Abs. 3 Nr. 7 und den zustän-
digen Kammern für zwei Jahre benannt. 

§ 99 
Schülervertretungen, Schülerzeitungen, 

Schülergruppen 
… 
(3) Eine Landesschülervertretung kann entweder 
bezogen auf die berufsbildenden Schulen als 
Schulart oder schulartübergreifend gemeinsam 
mit den weiterführenden allgemein bildenden 
Schulen und den Förderzentren gebildet werden. 
Das Landesschülerparlament setzt sich aus je 
zwei Mitgliedern der Schülerschaft der einzel-
nen Schule zusammen. 

 
 
 
… 
(3) Eine Landesschülervertretung kann entweder 
bezogen auf die berufsbildenden Schulen als 
Schulart oder schulartübergreifend gemeinsam 
mit den weiterführenden allgemein bildenden 
Schulen und den Förderzentren gebildet werden. 
Das Landesschülerparlament setzt sich aus je 
zwei Delegierten der Schülerschaft der einzel-
nen Schule zusammen. 

§ 108 
Konferenzen 

… 
(3) Die Pädagogische Konferenz beschließt im 
Rahmen der geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften über 
1. Grundsatzfragen der Anwendung von Rah-
menrichtlinien und Lehrplänen, von Stundenta-
feln und Lehrmethoden, 
2. Grundsätze für die Einführung von Schulbü-
chern und die Auswahl von Lehr- und Lernmit-
teln, 
3. Grundsätze für Hausaufgaben und Klassenar-
beiten, 
4. wichtige Fragen der Zusammenarbeit mit El-
tern, Schülerinnen und Schülern, 
 
 
 
 
5. die Festlegung von Merkmalen für die Auf-
nahme von Schülerinnen und Schülern bei be-
grenzter Aufnahmemöglichkeit, 
6. Grundsätze für Schulausflüge sowie Betriebs-
erkundungen, Betriebspraktika, Wirtschaftsprak-
tika, Praxiswochen und Praxistage, 
7. Maßnahmen zu Rationalisierung der Arbeit an 
der Schule sowie Empfehlungen für die Verwen-
dung technischer Unterrichtsmittel, 
8. Stellungnahmen zu Vorschlägen und Be-
schwerden von Schülerinnen, Schülern, Eltern 
und Auszubildenden, soweit diese eine über den 
Einzelfall hinausgehende Bedeutung haben. Sie 
kann die Wahrnehmung der vorgenannten Auf-
gaben auf andere von ihr oder dem Träger einge-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. das Eingehen einer Schulpartnerschaft und 
der Abschluss einer Kooperationsvereinba-
rung nach § 43 Abs. 6 Satz 2, 
 
Die Nummern 5 bis 8 werden die Nummern 6 
bis 9. 
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richtete Konferenzen übertragen und deren Mit-
glieder bestimmen, soweit der Träger nicht be-
reits durch Satzung Regelungen getroffen hat. 
Entsprechendes gilt für die sich aus § 110 Abs. 1 
in Verbindung mit § 64 Abs. 3 Nr. 1, 2, 4 und 6 
sowie § 66 Abs. 3 ergebenden Aufgaben. 
 
(4) Die Geschäftsführung hat die Pädagogische 
Konferenz vor Entscheidungen über die Zahl der 
Unterrichtstage in der Woche, die Zeitpunkte der 
beweglichen Ferientage, bei wichtigen organisa-
torischen Änderungen im Schulbetrieb und zu 
Folgerungen aus Ergebnissen externer Evalua-
tionen und sonstiger Maßnahmen der Qualitäts-
sicherung und -entwicklung anzuhören. 

 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Geschäftsführung hat die Pädagogische 
Konferenz vor Entscheidungen über die Zahl der 
Unterrichtstage in der Woche, die Zeitpunkte der 
beweglichen Ferientage, bei wichtigen organisa-
torischen Änderungen im Schulbetrieb und zu 
Folgerungen aus Ergebnissen von Evaluationen 
und sonstigen Maßnahmen der Qualitätssiche-
rung und -entwicklung anzuhören. 

§ 110 
Anwendbarkeit anderer Bestimmungen 

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden 
auf das RBZ sinngemäß Anwendung. Davon 
ausgenommen sind die §§ 10, 33 Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 bis 6, §§ 37, 38, 40 Abs. 1 
und 2 Satz 1, §§ 52, 58, 59, 64 Abs. 1 und 2, § 
66 Abs. 1, 2 und 4, § 96 Satz 2 und § 141 Abs. 1 
und 2. § 141 Abs. 3 findet mit der Maßgabe 
Anwendung, dass das Land nur die Kosten 
trägt, die durch einen Widerspruch, eine Kla-
ge oder einen Antrag auf einstweiligen 
Rechtsschutz wegen einer Ordnungsmaß-
nahme, einer Versagung der Aufnahme in die 
Schule, einer Entlassung aus der Schule oder 
wegen einer Leistungsbeurteilung begründet 
sind. 

 
 
(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden 
auf das RBZ sinngemäß Anwendung. Davon 
ausgenommen sind die §§ 10, 33 Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 bis 6, §§ 37, 38, 40 Abs. 1 
und 2 Satz 1, §§ 52, 58, 59, 64 Abs. 1 und 2, § 
66 Abs. 1, 2 und 4, § 96 Satz 2 (…). 
(…) 

§ 119 
Voraussetzungen 

… 
(3) Der Anspruch auf Zuschussgewährung be-
steht nicht oder erlischt, wenn der Träger der 
Ersatzschule einen erwerbswirtschaftlichen Ge-
winn erzielt oder erstrebt. Ist der Träger einer 
Ersatzschule eine Körperschaft nach § 51 Abs. 1 
Satz 2 Abgabenordnung, besteht ein Anspruch 
auf Zuschussgewährung nur dann, wenn der 
Schulträger ausschließlich und unmittelbar ge-
meinnützige Zwecke verfolgt nach § 52 Abga-
benordnung. Der Träger der Ersatzschule weist 
das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Satz 
1 oder Satz 2 nach. Satz 1 bis 3 gilt nicht, 
wenn der Träger der Ersatzschule eine Kir-
che, eine Religionsgemeinschaft oder eine 
Weltanschauungsgemeinschaft ist, die die 
Rechte einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts besitzt. 
… 

 
 
... 
(3) 1Der Anspruch auf Zuschussgewährung be-
steht nicht oder erlischt, wenn der Träger der 
Ersatzschule einen erwerbswirtschaftlichen Ge-
winn erzielt oder erstrebt. 2Ist der Träger einer 
Ersatzschule eine Körperschaft nach § 51 Abs. 1 
Satz 2 Abgabenordnung, besteht ein Anspruch 
auf Zuschussgewährung nur dann, wenn der 
Schulträger ausschließlich und unmittelbar ge-
meinnützige Zwecke verfolgt nach § 52 Abga-
benordnung. 3Der Träger der Ersatzschule weist 
das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Satz 
1 oder Satz 2 nach. 
… 

§ 126 
Schulgestaltung 

… 
(3) Das für Bildung zuständige Ministerium kann 
in Verwaltungsvorschriften die Bildung, Teilung 
und Zusammenlegung von Klassen regeln. Im 
Übrigen erlässt das für Bildung zuständige Minis-
terium die für die Durchführung des Unterrichts 
erforderlichen Verwaltungsvorschriften ein-
schließlich Stundentafeln. In den Verwaltungs-

 
 
… 
(3) Das für Bildung zuständige Ministerium kann 
in Verwaltungsvorschriften die Bildung, Teilung 
und Zusammenlegung von Klassen regeln. Es 
kann ferner Näheres zu § 4 Abs. 5 (…) durch 
Verwaltungsvorschrift regeln. … 
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vorschriften sollen Vereinbarungen der Bundes-
länder zu Bildungsstandards berücksichtigt wer-
den. Das für Bildung zuständige Ministerium 
kann zudem durch Verwaltungsvorschrift regeln, 
dass der Erfolg der pädagogischen Arbeit schul-
übergreifend und vergleichend überprüft werden 
kann, um die Gleichwertigkeit und Qualität sowie 
die Durchlässigkeit und Vielfalt des schulischen 
Bildungs- und Erziehungsangebotes zu gewähr-
leisten. 
… 

§ 129 
Schulaufsichtsbehörden 

(1) Untere Schulaufsichtsbehörde ist das Schul-
amt. Oberste Schulaufsichtsbehörde ist das für 
Bildung zuständige Ministerium. 
 
(2) Zuständig ist 
1. die untere Schulaufsichtsbehörde in den Krei-
sen für die Aufgaben nach § 125 Abs. 3 hinsicht-
lich der Grundschulen, Regionalschulen, Ge-
meinschaftsschulen und Förderzentren, 
2. die untere Schulaufsichtsbehörde in den kreis-
freien Städten für die Aufgaben nach § 125 Abs. 
3 Nr. 1 bis 3 hinsichtlich der Grundschulen, Re-
gionalschulen, Gemeinschaftsschulen und För-
derzentren, 
3. die oberste Schulaufsichtsbehörde 
a) für die Aufgaben nach § 125 Abs. 3 hinsicht-
lich der Gymnasien, Gemeinschaftsschulen mit 
gymnasialer Oberstufe, berufsbildenden Schulen 
und besonderen Versuchsschulen, 
b) für die Aufgaben nach § 125 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 
hinsichtlich der Schulen, deren Träger das Land 
ist, 
c) für die Aufgabe nach § 125 Abs. 3 Nr. 4 hin-
sichtlich der Grundschulen, Regionalschulen 
und Förderzentren, deren Träger ein Kreis, eine 
kreisfreie Stadt oder ein entsprechender Schul-
verband ist. 
 
(3) Das für Bildung zuständige Ministerium kann 
durch Verordnung Aufgaben der obersten Schul-
aufsichtsbehörde auf die untere Schulaufsichts-
behörde übertragen. 
 
(4) Für die Berufsfachschulen und Fachschu-
len mit landwirtschaftlichem Schwerpunkt 
nimmt das für Landwirtschaft zuständige Mi-
nisterium die Aufgaben nach den §§ 58, 59 
und 125 Abs. 3 und 4 wahr, nach § 109 Abs. 1, 
soweit es sich um Angelegenheiten der Fach-
schulen mit landwirtschaftlichem Schwer-
punkt handelt. In den Fällen des § 109 Abs. 1 
Nr. 1 und 4 und § 125 Abs. 3 Nr. 1 und 2 ist im 
Einvernehmen mit dem für Bildung zuständigen 
Ministerium zu entscheiden. 

 
 
 
 
 
 
(2) Zuständig ist 
1. die untere Schulaufsichtsbehörde in den Krei-
sen für die Aufgaben nach § 125 Abs. 3 hinsicht-
lich der Grundschulen (…), Gemeinschaftsschu-
len und Förderzentren, 
2. die untere Schulaufsichtsbehörde in den kreis-
freien Städten für die Aufgaben nach § 125 Abs. 
3 Nr. 1 bis 3 hinsichtlich der Grundschulen (…), 
Gemeinschaftsschulen und Förderzentren, 
3. die oberste Schulaufsichtsbehörde 
a) für die Aufgaben nach § 125 Abs. 3 hinsicht-
lich der Gymnasien, Gemeinschaftsschulen mit 
gymnasialer Oberstufe, berufsbildenden Schulen 
und besonderen Versuchsschulen, 
b) für die Aufgaben nach § 125 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 
hinsichtlich der Schulen, deren Träger das Land 
ist, 
c) für die Aufgabe nach § 125 Abs. 3 Nr. 4 hin-
sichtlich der Grundschulen (…)und Förderzent-
ren, deren Träger ein Kreis, eine kreisfreie Stadt 
oder ein entsprechender Schulverband ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Für die Fachschulen der Agrarwirtschaft 
nimmt das für Landwirtschaft zuständige Mi-
nisterium die Aufgaben nach §§ 58, 59, 109 
Abs. 1 und § 125 Abs. 3 und 4 wahr. In den 
Fällen des § 109 Abs. 1 Nr. 1 und 4 und § 125 
Abs. 3 Nr. 1 und 2 ist im Einvernehmen mit dem 
für Bildung zuständigen Ministerium zu entschei-
den. 

§ 130 
Schulamt 

… 

 
 
… 
(4) Das für Bildung zuständige Ministerium 
kann durch Verordnung abweichend von den 
Absätzen 2 und 3 gemeinsame Schulämter für 
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mehrere Kreise und kreisfreie Städte errich-
ten. Die Verordnung muss die Bezeichnung 
des Schulamtes und dessen räumlichen Wir-
kungsbereich bestimmen; die sachliche Zu-
ständigkeit richtet sich nach § 129 Abs. 2 und 
3. Die alleinige Zuständigkeit der Landrätin 
oder des Landrates nach Absatz 2 Satz 2 für 
die Rechtsaufsicht über die Schulträger eines 
Kreises bleibt unberührt. Die Errichtung eines 
gemeinsamen Schulamtes setzt die Zustim-
mung der beteiligten Kreise oder kreisfreien 
Städte voraus. 

§ 135 
Landesschulbeirat 

… 
(3) Mitglieder des Landesschulbeirats sind 
1. die oder der Vorsitzende und die oder der 
stellvertretende Vorsitzende des für Schulange-
legenheiten zuständigen Ausschusses des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages, 
2. je eine oder ein von den Landeselternbeiräten 
gewählte Elternvertreterin oder gewählter Eltern-
vertreter aus dem Bereich der Grundschulen, 
Regionalschulen, Gymnasien, Gemeinschafts-
schulen, berufsbildenden Schulen und der För-
derzentren, 
3. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Lehr-
kräfte aus dem Bereich der Grundschulen, Regi-
onalschulen, Gymnasien, Gemeinschaftsschu-
len, berufsbildenden Schulen und der Förder-
zentren, 
4. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer aus dem 
Bereich der Fachhochschulen sowie der Univer-
sitäten und gleichgestellten Hochschulen, 
5. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Schü-
lerinnen und Schüler an Regionalschulen, 
Gymnasien, Gemeinschaftsschulen, berufsbil-
denden Schulen und der Förderzentren, 
6. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der In-
dustrie- und Handelskammern sowie der Hand-
werkskammern, 
7. je eine Vertreterin oder ein Vertreter des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes, des DBB Beam-
tenbundes und Tarifunion Landesbund Schles-
wig-Holstein, 
8. zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Lan-
desausschusses für Berufsbildung, 
9. zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Lan-
desjugendringes, 
10. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Nor-
delbischen Evangelisch- Lutherischen Kirche und 
der katholischen Kirche, 
11. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Lan-
desverbände der Gemeinden und Kreise in 
Schleswig-Holstein, 
12. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der deut-
schen Ersatzschulen und der Schulen der däni-
schen Minderheit und 
13. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Lan-
deselternvertretung der Kindertageseinrichtun-
gen in Schleswig-Holstein. 
… 

 
 
… 
 
 
 
 
 
2. je eine oder ein von den Landeselternbeiräten 
gewählte Elternvertreterin oder gewählter Eltern-
vertreter aus dem Bereich der Grundschulen, 
(…) Gymnasien, Gemeinschaftsschulen, berufs-
bildenden Schulen und der Förderzentren, 
3. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Lehr-
kräfte aus dem Bereich der Grundschulen, (…) 
Gymnasien, Gemeinschaftsschulen, berufsbil-
denden Schulen und der Förderzentren, 
 
 
 
 
 
 
5. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Schü-
lerinnen und Schüler an (…), Gymnasien, Ge-
meinschaftsschulen, berufsbildenden Schulen 
und der Förderzentren, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland und der katholischen Kirche, 
… 
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§ 137 
Land als Schulträger 

… 
(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes, die für 
Maßnahmen der Schulträger die Genehmigung 
der Schulaufsichtsbehörde vorsehen, finden kei-
ne Anwendung, wenn das Land Schulträger ist. 
§§ 47 und 54 Abs. 5 Satz 2 gelten nicht, wenn 
das Land beteiligt ist. 
… 

 
 
… 
(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes, die für 
Maßnahmen der Schulträger die Genehmigung 
der Schulaufsichtsbehörde vorsehen, finden kei-
ne Anwendung, wenn das Land Schulträger ist. 
§§ 47 und 54 Abs. 4 Satz 2 gelten nicht, wenn 
das Land beteiligt ist. 
… 

§ 139 
Staatskirchenvertrag 

Der Vertrag zwischen dem Land Schleswig-
Holstein und den evangelischen Landeskirchen 
in Schleswig-Holstein vom 23. April 1957 
(GVOBl. Schl.-H. S. 73) bleibt auch gegenüber 
der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 
Kirche als Rechtsnachfolgerin in diesem Vertrag 
unberührt. 

 
 
Der Vertrag zwischen dem Land Schleswig-
Holstein und den evangelischen Landeskirchen 
in Schleswig-Holstein vom 23. April 1957 
(GVOBl. Schl.-H. S. 73) bleibt auch gegenüber 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland als Rechtsnachfolgerin in diesem 
Vertrag unberührt. 

§ 140 
Prüfung von Nichtschülerinnen und Nicht-
schülern, Anerkennung von Zeugnissen 

(1) Die Schulaufsichtsbehörde kann zu den 
Prüfungen an öffentlichen Schulen Personen 
zulassen, die ihre Wohnung in Schleswig-
Holstein haben und nicht Schülerinnen oder 
Schüler einer Schule mit Vollzeitunterricht 
sind. Von dem Erfordernis der Wohnung kann 
in begründeten Ausnahmefällen abgesehen 
werden. Die Schulaufsichtsbehörde kann für 
Nichtschülerinnen und Nichtschüler auch 
Prüfungen einrichten, mit denen Abschlüsse 
erworben werden können, die den Abschlüs-
sen an öffentlichen Schulen entsprechen (Ex-
ternenprüfung). Schülerinnen und Schüler 
nicht nach § 116 anerkannter Ersatzschulen 
erwerben ihren Schulabschluss durch erfolg-
reiche Teilnahme an der Externenprüfung. 
Zugelassen werden kann nicht, wer den an-
gestrebten Abschluss bereits erworben hat. 
 
(2) Das für Bildung zuständige Ministerium 
erlässt die Prüfungsordnungen durch Ver-
ordnung. Dabei kann ein Mindestalter für die 
Zulassung vorgeschrieben werden. Bei der 
Zulassung und Prüfung von Nichtschülerin-
nen und Nichtschülern sind ihre Lebens- und 
Berufserfahrungen angemessen zu berück-
sichtigen. Im Übrigen gilt § 126 Abs. 2 Nr. 3 
entsprechend. 
 
 
(3) Über die Gleichstellung von Schulzeug-
nissen, die außerhalb des Bundesgebietes 
erworben wurden, mit Zeugnissen der in die-
sem Gesetz vorgesehenen Schularten ent-
scheidet das für Bildung zuständige Ministe-
rium. Es hat bei seiner Entscheidung Verein-
barungen zu beachten, die das Land mit an-
deren Bundesländern geschlossen hat. Das 
für Bildung zuständige Ministerium kann 
durch Verordnung die Befugnis zur Entschei-
dung nach Satz 1 für Einzelfälle auf eine an-

§ 140 
Externenprüfung, Anerkennung von Zeugnis-

sen 
(1) Die Schulaufsichtsbehörde kann für Per-
sonen, die weder eine öffentliche Schule, 
noch eine nach § 116 staatlich anerkannte 
Ersatzschule besuchen, Prüfungen anbieten, 
mit denen Abschlüsse erworben werden kön-
nen, die denjenigen an öffentlichen Schulen 
entsprechen (Externenprüfung). Die Schul-
aufsichtsbehörde kann auch die Teilnahme an 
den Prüfungen öffentlicher Schulen zulassen. 
Die Teilnehmerin oder der Teilnehmer soll 
ihre oder seine Wohnung in Schleswig-
Holstein haben. 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Das für Bildung zuständige Ministerium 
erlässt die Prüfungsordnungen durch Ver-
ordnung. Dabei können ein Mindestalter für 
die Teilnahme und weitere Voraussetzungen 
für die Zulassung zur Prüfung vorgeschrieben 
werden. Bei der Zulassung und Prüfung sind 
die Lebens- und Berufserfahrungen der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer angemessen zu 
berücksichtigen. Im Übrigen gilt § 126 Abs. 2 
Nr. 3 entsprechend. 
 
(3) Das für Bildung zuständige Ministerium 
bewertet Bildungsnachweise, die 
1. außerhalb des Bundesgebietes erworben 
wurden, 
2. in Schleswig-Holstein erworben wurden, 
aber nicht in diesem Gesetz vorgesehen sind, 
im Hinblick auf die Gleichwertigkeit mit 
Nachweisen der in diesem Gesetz vorgese-
henen Schularten. Es hat bei seiner Ent-
scheidung Vereinbarungen zu beachten, die 
das Land mit anderen Bundesländern ge-
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dere Behörde des Landes, der Kreise, der 
Gemeinden oder der Ämter übertragen. 

schlossen hat. Das für Bildung zuständige 
Ministerium kann durch Verordnung die Be-
fugnis zur Entscheidung nach Satz 1 für Ein-
zelfälle auf eine andere Behörde des Landes, 
der Kreise, der Gemeinden oder der Ämter 
übertragen. 

§ 141 
Widersprüche, Prozesskosten 

… 

 
 
… 
(4) Absatz 1 und 2 finden für die berufsbil-
denden Schulen einschließlich der RBZ keine 
Anwendung. Absatz 3 gilt für die berufsbil-
denden Schulen entsprechend. Bei den RBZ 
trägt das Land jedoch nur die Kosten, die 
durch einen Widerspruch, eine Klage oder 
einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz 
wegen einer Ordnungsmaßnahme, einer Ver-
sagung der Aufnahme in die Schule, einer 
Entlassung aus der Schule oder wegen einer 
Leistungsbeurteilung begründet sind. 

§ 142 
Abgrenzung zu anderen Bildungseinrichtun-

gen 
(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden 
keine Anwendung auf 
… 

 
 
 
(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes mit 
Ausnahme von § 23 Abs. 6 und 7 finden keine 
Anwendung auf 
… 

§ 144 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 
1. entgegen § 10 Abs. 3 für die von ihm betriebe-
ne Schule in freier Trägerschaft oder Unter-
richtseinrichtung eine Bezeichnung führt, die eine 
Verwechselung mit öffentlichen Schulen hervor-
rufen kann, 
2. entgegen § 11 Abs. 2 seiner Pflicht zur Teil-
nahme am Unterricht nicht nachkommt, 
3. entgegen § 26 Abs. 1 Kinder oder Jugendliche 
nicht zum Schulbesuch anmeldet oder nicht dafür 
sorgt, dass die Schülerin oder der Schüler am 
Unterricht teilnimmt, 
… 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
… 
3. entgegen § 26 Abs. 1 Kinder oder Jugendliche 
nicht zum Schulbesuch anmeldet oder nicht dafür 
sorgt, dass die Schülerin oder der Schüler am 
Unterricht teilnimmt, oder den zur Durchfüh-
rung der Schulgesundheitspflege erlassenen 
Anordnungen nicht nachkommt, 

§ 146 
Übergangsbestimmungen für zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens bestehende Hauptschulen 

und Realschulen 
(1) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes bestehende Haupt- oder Realschu-
len werden mit Ablauf des 31. Juli 2011 zu 
Regionalschulen. Durch Entscheidung des 
Schulträgers, die nach Anhörung der Schul-
konferenz erfolgt und der Zustimmung des 
für Bildung zuständigen Ministeriums bedarf, 
kann eine Schulartänderung auch vor dem in 
Satz 1 genannten Termin jeweils zum Schul-
jahresbeginn, frühestens jedoch ab dem 1. 
August 2008, vorgenommen werden. Ab die-
sem Zeitpunkt können sich Haupt- und Real-
schulen auch organisatorisch zu einer Regio-
nalschule verbinden. Schülerinnen und Schü-
ler, die zum Zeitpunkt der Schulartänderung 

§146 
Fortgeltende Rechte und Bestimmungen 

(1) Abweichend von § 9 Abs. 2 sind organisa-
torische Verbindungen zwischen Gymnasien 
und Gemeinschaftsschulen zulässig, soweit 
der Gemeinschaftsschulteil durch eine 
Schulartänderung nach § 147 Abs. 1 Satz 2 
eines bereits am 31. Juli 2016 bestehenden 
Regionalschulteils entstanden ist. 
 
(2) Abweichend von § 53 können Kreise Trä-
ger einer allgemein bildenden Schule sein, 
wenn sie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
von § 148 Abs. 6 des Schleswig-
Holsteinischen Schulgesetzes in der Fassung 
vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, 
ber. S. 276) bereits Träger der Schule waren 
und sie die Beibehaltung der Trägerschaft 
gegenüber dem für Bildung zuständigen Mi-
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die Haupt- oder Realschule besuchen, werden 
in der Regionalschule dem von ihnen bisher 
besuchten Bildungsgang zugeordnet. Für die 
Haupt- und Realschulen gelten bis zu der 
Schulartänderung nach Satz 1 die Bestim-
mungen der Absätze 2 bis 5. 
 
(2) Die Hauptschule hat fünf Jahrgangsstufen. 
Abweichend von Satz 1 können ab der achten 
Jahrgangsstufe flexible Übergangsphasen 
gebildet werden, die drei Jahre dauern und 
die Schülerinnen und Schüler auf den Haupt-
schulabschluss vorbereiten sollen. Der Be-
such der flexiblen Übergangsphase ist freiwil-
lig. Die Hauptschule schließt mit einer Prü-
fung ab. 
 
(3) Die Realschule hat sechs Jahrgangsstu-
fen. Sie vergibt in Verbindung mit einer Prü-
fung den Hauptschulabschluss für Schülerin-
nen und Schüler, die nach Jahrgangsstufe 
neun die Schule verlassen. Die Realschule 
schließt mit einer Prüfung ab. 
 
(4) Bis zum Ablauf des 31. Juli 2011 zählen 
neben den in § 9 Abs. 1 Nr. 2 aufgeführten 
auch die Hauptschulen und Realschulen zu 
den weiterführenden allgemein bildenden 
Schulen im Sinne dieses Gesetzes. Für die-
sen Zeitraum werden die in den §§ 9 Abs. 2 
Satz 1, Abs. 3 Satz 1 und 3, 24 Abs. 1 Satz 2, 
111 Abs. 4 Satz 1 und 129 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 
3 c aufgeführten Schularten jeweils um die 
Schularten Hauptschule und Realschule er-
gänzt. Im Übrigen findet bis zum Ablauf des 
31. Juli 2011 
1. § 9 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass das Gymnasium die Schülerin 
oder den Schüler auch der nächsten Jahr-
gangsstufe einer Realschule zuweisen kann, 
wenn die Leistungen den Anforderungen des 
Gymnasiums nicht genügen; § 9 Abs. 3 Satz 5 
gilt mit der Maßgabe, dass auch die Haupt-
schule oder die Realschule die Schülerin oder 
den Schüler mit Zustimmung der Eltern der 
nächsten Jahrgangsstufe der Realschule 
oder des Gymnasiums zuweist, wenn zu er-
warten ist, dass sie oder er den Anforderun-
gen dieser Schulart gerecht werden kann, 
2. § 10 Abs. 1 Satz 2 mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass auch die Bezeichnung „Grund- 
und Hauptschule“ für organisatorische Ver-
bindungen von Grund- und Hauptschulen 
zulässig ist, 
3. (gestrichen), 
4. § 18 Abs. 6 Satz 1 mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass bei der Berechnung der Schulbe-
suchszeiten in den Fällen des § 18 Abs. 2 
auch bei einer Verweildauer von drei Schul-
jahren in der flexiblen Übergangsphase der 
Hauptschule (Abs. 2 Satz 2) ein Schuljahr 
unberücksichtigt bleibt, 
5. § 73 Abs. 1 und 2 mit der Maßgabe Anwen-

nisterium bis zum 31. Juli 2008 erklärt sowie 
das Einvernehmen der Gemeinde, in der die 
Schule belegen ist, nachgewiesen haben. 
 
(3) Abweichend von § 95 können Innungen, 
Innungsverbände, gesetzliche Krankenkas-
sen oder Vereine Träger einer öffentlichen 
berufsbildenden Schule sein, wenn ihnen die 
Trägerschaft zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
von § 148 Abs. 10 des Schleswig- Holsteini-
schen Schulgesetzes in der Fassung vom 24. 
Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 
276) bereits oblag. Wollen die in Satz 
1 genannten Träger die Trägerschaft nicht 
beibehalten, geht diese zum 1. August eines 
Jahres auf die nach § 95 Abs. 1 verpflichteten 
Träger über, soweit diese bis zum 1. August 
des Vorjahres hierüber von den in Satz 1 ge-
nannten Trägern unterrichtet worden sind. 
 
(4) Genehmigungen, die Schulen in freier Trä-
gerschaft vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erteilt waren, bleiben unberührt. 
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dung, dass dem gemeinsamen Kreiselternbei-
rat für Grundschulen und Förderzentren auch 
die Hauptschulen angehören und anstelle des 
Kreiselternbeirates für Regionalschulen ein 
Kreiselternbeirat für Realschulen gebildet 
wird, an dem sich die Elternvertretungen von 
Regionalschulen beteiligen können, 
6. § 74 Abs. 1 mit der Maßgabe Anwendung, 
dass dem gemeinsamen Landeselternbeirat 
für Grundschulen und Förderzentren auch die 
Hauptschulen angehören und anstelle des 
Landeselternbeirates für Regionalschulen ein 
Landeselternbeirat für Realschulen gebildet 
wird, 
7. § 83 Abs. 4 mit der Maßgabe Anwendung, 
dass sich die Vertreterversammlung bei den 
Hauptschulen aus je drei Mitgliedern der 
Kreisschülervertretung zusammensetzt. 
 
(5) § 135 Abs. 3 findet für die Amtszeit des 
Landesschulbeirates, der dem zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes amtieren-
den nachfolgt, mit der Maßgabe Anwendung, 
dass als Vertreterinnen und Vertreter der Re-
gionalschulen nach Nr. 2 und 5 auch Eltern 
sowie Schülerinnen und Schüler der Haupt-
schulen und Realschulen gewählt und als 
Vertreterinnen oder Vertreter nach Nr. 3 auch 
Lehrkräfte an Hauptschulen und Realschulen 
benannt werden können. 

§ 147 
Übergangsbestimmungen für zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens bestehende Gesamtschu-

len 
(1) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes bestehende integrierte Gesamt-
schulen werden mit Ablauf des 31. Juli 2010, 
bestehende kooperative Gesamtschulen mit 
Ablauf des 31. Juli 2011 zu Gemeinschafts-
schulen. 
 
(2) Schülerinnen und Schüler an kooperativen 
Gesamtschulen, die im Schuljahr vor der 
Schulartänderung die Jahrgangsstufen sie-
ben bis neun besuchen, werden dem von 
ihnen an der kooperativen Gesamtschule 
besuchten Bildungsgang zugeordnet. An ko-
operativen Gesamtschulen ist für Schülerin-
nen und Schüler, die in den Schuljahren 
2008/2009, 2009/2010 und 2010/2011 jeweils in 
die fünfte Jahrgangstufe eintreten, eine ge-
meinsame Orientierungsstufe einzurichten. 
 
(3) Bis zum Ablauf des 31. Juli 2010 zählen 
neben den in § 9 Abs. 1 Nr. 2 aufgeführten 
auch die integrierten Gesamtschulen, bis zum 
Ablauf des 31. Juli 2011 auch die kooperati-
ven Gesamtschulen zu den allgemein bilden-
den Schulen im Sinne dieses Gesetzes. Die in 
§ 18 Abs. 3, § 38 Abs. 5 Satz 3, § 111 Abs. 4 
Satz 1 und § 129 Abs. 2 Nr. 3 a aufgeführten 
Schularten werden bis zum Ablauf des 31. 
Juli 2010 um die Schulart integrierte Gesamt-

§ 147 
Übergangsbestimmungen für im Schuljahr 

2013/2014 bestehende Regionalschulen 
(1) Im Schuljahr 2013/2014 bestehende Regi-
onalschulen werden mit Ablauf des 31. Juli 
2016 zu Gemeinschaftsschulen, wenn ihre 
Schülerzahl zu diesem Zeitpunkt unter Be-
rücksichtigung der Anmeldungen für das 
Schuljahr 2014/2015 mindestens 240 Schüle-
rinnen und Schüler in der Sekundarstufe I 
beträgt. Auf Regionalschulteile findet Satz 1 
entsprechende Anwendung; abweichend 
hiervon werden Regionalschulteile in organi-
satorischer Verbindung mit Gymnasien unab-
hängig von der Schülerzahl zu Gemein-
schaftsschulteilen. Sie können als offene 
Ganztagsschule geführt werden. 
 
(2) Die von Absatz 1 nicht erfassten Regional-
schulen und Regionalschulteile werden auf-
gelöst und können ab dem Schuljahr 
2015/2016 keine weiteren Schülerinnen und 
Schüler in die jeweilige Jahrgangsstufe fünf 
mehr aufnehmen. Die Schulaufsichtsbehörde 
kann eine Aufgabe des Standortes und eine 
Fortsetzung des Schulbetriebes in den Ge-
bäuden und Anlagen einer anderen Schule 
anordnen, wenn die Schülerzahl soweit abge-
sunken ist, dass eine den Anforderungen 
entsprechende Beschulung am bisherigen 
Standort nur mit einem nicht mehr in einem 
angemessenen Verhältnis stehenden Auf-
wand sichergestellt werden kann. Die Schul-
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schule und bis zum Ablauf des 31. Juli 2011 
um die Schulart kooperative Gesamtschule 
ergänzt. 
 
(4) § 135 Abs. 3 findet für die Amtszeit des 
Landesschulbeirates, der dem zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes amtieren-
den nachfolgt, mit der Maßgabe Anwendung, 
dass als Vertreterinnen und Vertreter der 
Gemeinschaftsschulen nach Nr. 2 und 5 auch 
Eltern sowie Schülerinnen und Schüler der 
kooperativen Gesamtschulen gewählt und als 
Vertreterinnen oder Vertreter nach Nr. 3 auch 
Lehrkräfte an kooperativen Gesamtschulen 
benannt werden können. 

träger und Schulkonferenzen der betroffenen 
Schulen sind vor der Anordnung anzuhören. 
§ 43 Abs. 5 findet auf in Auflösung befindliche 
Regionalschulen und Regionalschulteile ent-
sprechende Anwendung. 
 
(3) Eine in Auflösung befindliche Regional-
schule kann bei gleichzeitiger Änderung der 
Schulart mit einer Gemeinschaftsschule zu 
einer Schule der Schulart Gemeinschafts-
schule organisatorisch verbunden werden. 
Der Standort der Regionalschule kann in die-
sem Fall als Außenstelle der Gemeinschafts-
schule auch über das Schuljahr 2019/2020 
hinaus genutzt werden. 
 
(4) Die Amtszeit der an den Regionalschulen 
am 31. Juli 2016 vorhandenen Eltern- und 
Schülervertretungen bleibt von der Schulart-
änderung nach Absatz 1 und 3 oder der Auf-
lösung nach Absatz 2 unberührt. § 73 Abs. 1 
und 2, § 74 Abs. 1 und 2, § 82 Abs. 1 sowie § 
83 Abs. 1 finden für diese Schulen im Schul-
jahr 2015/2016 (?) mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass der jeweiligen Vertretung auf 
Kreis- und Landesebene für die Gemein-
schaftsschulen auch die für die Schulart Re-
gionalschule im Schuljahr 2013/2014 gewähl-
ten Vertreterinnen und Vertreter angehören. 
Ab dem Schuljahr 2015/2016 finden § 73 Abs. 
1 und 2, § 74 Abs. 1 und 2, § 82 Abs. 1 sowie § 
83 Abs. 1 mit der Maßgabe Anwendung, dass 
auf Kreis- und Landesebene Beiräte und 
Schülervertretungen für die Gemeinschafts-
schulen gebildet werden, denen auch Vertre-
terinnen und Vertreter der in Auflösung be-
findlichen Regionalschulen angehören kön-
nen. 
 
(5) Am 31. Juli 2016 auf Kreis- oder Landes-
ebene vorhandene Verbindungslehrerinnen 
und Verbindungslehrer für die Schulart Regi-
onalschule bleiben für den Zeitraum, für den 
sie eingesetzt worden sind, im Amt. Ihr Auf-
gabenbereich bezieht sich auf alle von Absatz 
1 und 2 erfassten Schulen und Schulteile. Für 
die anschließende Amtszeit unterfallen die in 
Auflösung befindlichen Regionalschulen dem 
Aufgabenbereich der für die Gemeinschafts-
schulen eingesetzten Lehrkräfte. 
 
(6) Hinsichtlich der in Auflösung befindlichen 
Regionalschulen ist die untere Schulauf-
sichtsbehörde in den Kreisen für die Aufga-
ben nach § 125 Abs. 3 und in den kreisfreien 
Städten für die Aufgaben nach § 125 Abs. 3 
Nr. 1 bis 3 zuständig. Die oberste Schulauf-
sichtsbehörde ist zuständig, soweit ein Kreis, 
eine kreisfreie Stadt oder ein entsprechender 
Schulverband Träger der in Auflösung befind-
lichen Regionalschule ist. 
 
(7) Abweichend von § 135 Abs. 3 Nr. 2, 3 und 
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5 bleibt die Mitgliedschaft der Vertreterinnen 
und Vertreter der Regionalschulen in dem am 
31. Juli 2016 bestehenden Landesschulbeirat 
für dessen restliche Amtszeit erhalten. Für 
die Amtszeit des nachfolgenden Landes-
schulbeirates findet § 135 
Abs. 3 Nr. 2, 3 und 5 mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass als Vertreterinnen und Vertreter 
der Gemeinschaftsschulen auch Eltern, Schü-
lerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte der in 
Auflösung befindlichen Regionalschulen ge-
wählt oder benannt werden können. 

§ 148 
Sonstige Übergangsbestimmungen und Fort-

geltung bestehender Bestimmungen 
(1) Kinder, die in 2007 schulpflichtig werden 
oder nach § 22 Abs. 3 in die Jahrgangsstufe 
eins der Grundschule aufgenommen werden 
sollen, können abweichend von § 24 Abs. 1 
nur in die zuständige Grundschule nach § 24 
Abs. 2 aufgenommen werden. Zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes an Grund-
schulen bestehende Schulkindergärten wer-
den spätestens zum 31. Juli 2007 geschlos-
sen. 
 
(2) Für Schülerinnen und Schüler der Gymna-
sien, die sich im Schuljahr 2008/2009 in der 
Jahrgangsstufe sechs oder in einer höheren 
Jahrgangsstufe befinden, ist § 44 Abs. 2 Satz 
1 für die nachfolgenden Schulleistungsjahre 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass das 
Gymnasium neun Schulleistungsjahre in 
sechs Jahrgangsstufen und eine anschlie-
ßende Oberstufe umfasst. Satz 1 gilt nicht für 
die Schülerinnen und Schüler, die durch das 
Wiederholen einer oder mehrerer Jahrgangs-
stufen in eine Lerngruppe aufgenommen 
werden, die sich im Schuljahr 2008/2009 in 
der Jahrgangsstufe fünf oder in einer niedri-
geren Jahrgangsstufe befunden hat. 
 
(3) Für Schülerinnen und Schüler der Gymna-
sien und Gesamtschulen, die sich im Schul-
jahr 2008/2009 in der Jahrgangsstufe zwölf 
oder dreizehn befinden, ist bis zum Ab-
schluss des Bildungsganges der § 14 Abs. 3 
des Schleswig- Holsteinischen Schulgesetzes 
in der Fassung vom 2. August 1990 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 451), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 15. Februar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 
168) und durch § 28 des Haushaltsstruktur-
gesetzes 2007/2008 vom 14. Dezember 2006 
(GVOBl. Schl.-H. S. 309, 331), anzuwenden. 
 
(4) Für Schülerinnen und Schüler der Gymna-
sien, die sich im Schuljahr 2010/11 in den 
Jahrgangsstufen fünf bis sieben befinden, ist 
§ 44 Abs. 2 mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass das Gymnasium acht Schulleistungsjah-
re in fünf Jahrgangsstufen zuzüglich einer 
sich anschließenden dreijährigen Oberstufe 
umfasst. Satz 1 gilt nicht für die Schülerinnen 

§ 148 
- gestrichen - 
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und Schüler, die durch das Wiederholen einer 
oder mehrerer Jahrgangsstufen in eine Jahr-
gangsstufe gelangt sind, deren Lerngruppen 
an der besuchten Schule ausschließlich im 
neunjährigen Bildungsgang unterrichtet wer-
den. Für Schülerinnen und Schüler, die sich 
im Schuljahr 2010/11 in der Jahrgangstufe 
fünf befinden, kann die Schule abweichend 
von Satz 1 mit dem Übergang in die Jahr-
gangsstufe sechs Lerngruppen des neunjäh-
rigen Bildungsganges bilden. § 44 Abs. 3 fin-
det entsprechende Anwendung. 
 
(5) Schülerinnen und Schüler der weiterfüh-
renden allgemein bildenden Schulen, die am 
Ende der Schuljahre 2008/09 und 2009/10 in 
die zehnte Jahrgangsstufe aufgestiegen oder 
versetzt worden sind, haben unabhängig von 
der besuchten Schulart mit dem Aufsteigen 
oder der Versetzung den Hauptschulab-
schluss erworben. Schülerinnen und Schüler 
der Gymnasien, die am Ende der Schuljahre 
2008/09 und 2009/10 in die elfte Jahrgangs-
stufe versetzt worden sind, haben mit der 
Versetzung den Realschulabschluss erwor-
ben. Soweit der jeweilige Abschluss bereits 
durch die Teilnahme an einer Prüfung erwor-
ben wurde, kann bei Entlassung aus der 
Schule wahlweise der durch die Prüfungsteil-
nahme oder der durch die Versetzung erwor-
bene Abschluss in das zu erteilende Zeugnis 
aufgenommen werden. 
 
(6) Ist ein Kreis zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes Träger einer allgemein 
bildenden Schule, kann er abweichend von § 
53 die Trägerschaft beibehalten, sofern er 
dieses gegenüber dem für Bildung zuständi-
gen Ministerium bis zum 31. Juli 2008 erklärt 
und das Einvernehmen der Gemeinde, in der 
die Schule belegen ist, nachweist. Verbleibt 
die Trägerschaft danach nicht beim Kreis, 
geht sie zum 1. August 2009 auf die in Satz 1 
genannte Gemeinde über. Erfüllt die Gemein-
de nicht die Voraussetzungen des § 53 Satz 2, 
finden die Absätze 4 und 5 entsprechende 
Anwendung. 
 
(7) Der Vorstand des Landeselternbeirates, 
dessen Mitglieder durch die Schulelternbeirä-
te der einzelnen Schulen entsendet worden 
sind, bleibt bis zur erstmaligen Wahl eines 
Vorstandes des Landeselternbeirates der 
Gemeinschaftsschulen, dessen Mitglieder 
durch die Kreiselternbeiräte nach § 74 Abs. 2 
gewählt worden sind, im Amt. 
 
(8) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes auf Kreis- oder Landesebene vor-
handene Verbindungslehrerinnen und Ver-
bindungslehrer bleiben für den Zeitraum, für 
den sie gewählt worden sind, im Amt. Für die 
Anzahl der Einsetzungen nach § 85 Abs. 2 
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Satz 9 bleiben auf einer Wahl beruhende 
Amtszeiten außer Betracht. 
 
(9) Für Schülerinnen und Schüler, die vor 
Ablauf des Schuljahres 2007/2008 in ein Be-
rufliches Gymnasium aufgenommen werden, 
ist bis zum Abschluss des Bildungsganges 
abweichend von § 92 Abs. 3 der § 22 Abs. 3 
des in Absatz 3 genannten Schulgesetzes 
anzuwenden. 
 
(10) Sind Innungen, Innungsverbände, gesetz-
liche Krankenkassen oder Vereine im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes Trä-
ger einer öffentlichen berufsbildenden Schu-
le, können sie abweichend von § 95 die Trä-
gerschaft beibehalten. Wollen die in Satz 1 
genannten Träger die Trägerschaft nicht bei-
behalten, geht diese zum 1. August eines 
Jahres auf die nach § 95 Abs. 1 verpflichteten 
Träger über, soweit diese bis zum 1. August 
des Vorjahres hierüber von den in Satz 1 ge-
nannten Trägern unterrichtet worden sind. 
 
(11) Abweichend von § 111 Abs. 4 Satz 3 be-
stimmt sich die Höhe des Richtwertes bis 
einschließlich der Festsetzung für das Haus-
haltsjahr 2011 bei Regionalschulen nach dem 
Richtwert für Realschulen, bei Gemein-
schaftsschulen nach dem Richtwert für Ge-
samtschulen. § 111 Abs. 4 Satz 5 findet bis 
zum 31. Dezember 2010 mit der Maßgabe An-
wendung, dass die Höhe des Investitionskos-
tenanteils je Schülerin und Schüler 125 Euro 
beträgt. 
 
(12) Für den Besuch der Schulen der däni-
schen Minderheit wird die Höhe des Erstat-
tungsbetrages nach § 113 Abs. 1 Satz 1 für 
die Zeit vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Juli 
2008 auf 25% und vom 1. August 2008 bis 
zum 31. Dezember 2009 auf 75% begrenzt. Für 
den Besuch Freier Waldorfschulen werden 
abweichend von § 113 Abs. 3 bis einschließ-
lich der Festsetzungen für das Haushaltsjahr 
2012 die Schülerinnen und Schüler ab Jahr-
gangsstufe fünf denen der Gesamtschulen 
zugeordnet. 
 
(13) Abweichend von den §§ 119 Abs. 1 und 
124 Satz 3 beträgt die Wartefrist für Träger 
einer Ersatzschule drei Jahre nach Genehmi-
gung der Errichtung, wenn die Genehmigung 
vor dem 1. Januar 2008 erteilt worden ist. In 
2007 findet § 122 Abs. 1 auf die Berechnung 
der Zuschüsse für die Ersatzschulen der dä-
nischen Minderheit mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass der danach ermittelte Betrag un-
abhängig vom Bedarf in Höhe von 100% ge-
währt wird. 
 
(14) Genehmigungen, die Schulen in freier 
Trägerschaft vor Inkrafttreten dieses Geset-
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zes erteilt waren, bleiben unberührt. Ist eine 
Ersatzschule als Schule der Schulart Haupt-
schule oder Realschule genehmigt, erlischt 
die Genehmigung mit Ablauf des 31. Juli 
2011, soweit nicht auf Antrag des Schulträ-
gers die Genehmigung bezogen auf eine in 
diesem Gesetz vorgesehene Schulart ein-
schließlich der Bezeichnung der Schule ge-
ändert worden ist. Verliehene Berechtigungen 
bleiben in Kraft; sie sind zu entziehen, wenn 
die bei der Verleihung geforderten Vorausset-
zungen nicht mehr vorliegen. Abweichend 
von Satz 3 bleibt in den Fällen des Satzes 2 
eine verliehene Anerkennung, die der nach § 
116 entspricht, in Kraft. 
 
(15) Abweichend von § 122 Abs. 1 Sätze 2 bis 
5, Abs. 2 und 3 werden die Schülerkostensät-
ze, die im Kalenderjahr 2007 gelten, für die 
Zeit vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezem-
ber 2008 fortgeschrieben. 

§ 149 
Anwendung von § 43 Abs. 1 und § 44 Abs. 3 

bis zum 31. Juli 2014 
(1) § 43 Abs. 1 findet bis zum 31. Juli 2014 mit 
der Maßgabe Anwendung, dass an Gemein-
schaftsschulen den unterschiedlichen Leis-
tungsmöglichkeiten der Schülerinnen und 
Schüler sowohl durch Unterricht in binnendif-
ferenzierender Form als auch in nach Leis-
tungsfähigkeit und Neigung der Schülerinnen 
und Schüler differenzierten Lerngruppen in 
einzelnen Fächern entsprochen werden kann. 
An Gemeinschaftsschulen, an denen der Un-
terricht im Schuljahr 2012/13 in abschlussbe-
zogenen Klassenverbänden erteilt wurde, 
kann der Unterricht weiterhin in dieser Form 
erteilt werden. 
 
(2) § 44 Abs. 3 findet bis zum 31. Juli 2014 mit 
der Maßgabe Anwendung, dass an Gymna-
sien mit einem achtjährigen Bildungsgang ein 
Wechsel des Bildungsgangangebotes nicht 
mehr zulässig ist. Gleiches gilt an Gymnasien 
mit einem neunjährigen Bildungsgang für 
einen Wechsel zu einem Angebot, bei dem 
der acht- und neunjährige Bildungsgang ne-
beneinander vorgehalten wird. 

§ 149 
- gestrichen - 

§ 150 
Übergangsbestimmungen für die Zuschüsse 

an Ersatzschulen 
(1) Abweichend von § 124 Abs. 2 erhält der 
Träger der Schulen der dänischen Minderheit 
in den Jahren 2014 bis 2016 einen Zuschuss, 
der sich aus der Addition folgender Einzelbe-
träge ergibt:  
1. einen Betrag, der sich ergibt, wenn der 
Betrag von 6.225 Euro mit der gemäß § 119 
Abs. 4 zu ermittelnden jeweiligen Jahres-
durchschnittszahl aller Schülerinnen und 
Schüler an den Schulen der dänischen Min-
derheit multipliziert wird; 
2. einen Betrag in Höhe von 555.300 Euro 

 
 
 
Die Berechnung des Zuschusses für eine 
Schülerin oder einen Schüler einer Ersatz-
schule erfolgt nach den bis zum 31.12.2012 
geltenden Bestimmungen, wenn sie gegen-
über der nach diesem Gesetz maßgeblichen 
Berechnung für den Schulträger günstiger ist. 
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(pauschaler Zuschuss zu Bauinvestitionen);  
3. einen Betrag in Höhe von 583.000 Euro 
(pauschaler Zuschuss zu den Kosten der 
Schülerbeförderung);  
4. einen Betrag von 150.000 Euro im Jahr 
2014, 300.000 Euro im Jahr 2015 und 450.000 
Euro im Jahr 2016. 
 
(2) Die gemäß §§ 121, 122 Abs. 1 Nr. 3 maß-
geblichen Schülerkostensätze der berufsbil-
denden Schulen werden  
1. für das Jahr 2014 um 75 %  
2. für das Jahr 2015 um 50 %  
3. für das Jahr 2016 um 25 %  
des Betrages erhöht, um den sie die Schüler-
kostensätze des Jahres 2013 unterschreiten. 
 
(3) Der gemäß §§ 121, 122 Abs. 1 Nr. 2 maß-
gebliche Schülerkostensatz der Gymnasien 
und der Schulen mit einer besonderen päda-
gogischen Prägung (§115 Abs. 4 Satz 3) wer-
den 
1. für das Jahr 2014 um 67 %  
2. für das Jahr 2015 um 33 %  
des Betrages erhöht, um den sie die für das 
Jahr 2013 gewährten Schülerkostensätze 
unterschreiten. 
 




